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Die Asylrechts“reform“
Die  EU-Innenminister_Innen  beschlossen  am  8.  Juni  eine  „Reform“  des
Gemeinsamen Europäischen Asylrechts (GEAS), welche für ein Inkrafttreten
nun  nur  noch  die  gesetzgebenden  Institutionen  passieren  muss.  Diese
Reform sieht eine faktische Abschaffung des ohnehin schon eingeschränkten
Asylrechts hunderttausender Geflüchteter vor.

Was besagt die Reform?
Während Politiker_Innen die  Reform als  „politischen Durchbruch“  feiern,
sehen sich Geflüchtete mit neuen riesigen Einschnitten in ihre Freiheit und
Sicherheit  konfrontiert.  Faktisch  Gefängnisse,  sogenannte  „Asylzentren“,
so l len  schon  jetzt  an  den  EU-Außengrenzen  dafür  sorgen,
Antragsteller_Innen auf Asyl – darunter auch Familien mit Kindern – bis zu
drei Monate unter miserablen humanitären und hygienischen Bedingungen
auf  engstem  Raum  festzuhalten,  um  sie  möglichst  schnell  wieder
abzuschieben.  In  den  Asylzentren  festgehaltene  Geflüchtete  werden
umfangreich registriert  und identifiziert.  Diese Daten sollen in einer EU-
Datenbank  gesammelt  und  gesichert  werden,  auf  die  alle  Asyl-  und
Strafverfolgungsbehörden  der  EU-Staaten  Zugriff  erhalten.  Versprochen
wird sich dadurch eine Verhinderung von sogenannter „Sekundärmigration“,
also die Chance auf Asyl in einem anderen EU-Land. Im gesamten Prozess
wird Asylsuchenden der Zugang zu Asylberatung oder rechtlichem Beistand
verwehrt. Die EU-Staaten lassen Geflüchtete an den Außengrenzen spüren,
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dass  sie  in  der  Festung  Europa  nicht  erwünscht  sind.  Insbesondere
Menschen aus vermeintlich „sicheren Herkunftsstaaten“ (z. B. Türkei, Indien
oder Tunesien) werden so schnell wie möglich dorthin abgeschoben. Auch für
Menschen aus Staaten, auf die diese Kategorie nicht zutrifft, finden die EU-
Innenminister_Innen einen Weg, der an einem Asyl für diese vorbeiführt. Die
Reform besagt, dass nun auch eine Abschiebung in ein „sicheres Drittland“,
welches auf dem Fluchtweg passiert worden ist oder auf andere Weise mit
der geflüchteten Person assoziiert wird (z.B. über entfernte Verwandtschaft),
möglich sei.

Widerstand in Basis von SPD und Grünen?
Für uns steht fest: Die geplante Asylrechts-„Reform“ ist nicht tolerierbar.
Doch wie sehen das SPD und Grüne? Auch hier ist der Rechtsruck mal wieder
deutlich zu spüren. Während 2020 die SPD-Bundestagsfraktion noch die EU-
Asylrechtsreform  mitsamt  „Massenlager[n]  an  der  EU-Außengrenze”  und
einem „abgeschwächten Asylverfahren” ablehnte, zeigen sie heute ein ganz
anderes  Gesicht.  Auch  die  Grünen  beweisen  durch  ihre  diesjährige
Zustimmung,  dass  Menschenleben  für  sie  einen  geringeren  Stellenwert
haben, als die imperialistischen Interessen Deutschlands und der EU. Gibt es
denn gar keinen Widerstand innerhalb der Parteien? Doch, aber einen sehr
verhaltenen –  24  Abgeordnete  der  SPD und der  Grünen sowie  ein  paar
wenige aus den Landtagen sprachen sich gegen die Reform aus – die Politik
tragen sie jedoch faktisch mit. Für uns ist klar: Es handelt sich hierbei um
gezielte Verteidigung des Kapitals vertreten durch die Politiker_Innen.

Die Linkspartei  ist  die einzige Partei,  welche die Reform konsequent als
Angriff  auf  die Menschenrechte begreift  und diese folglich ablehnt.  CDU
sowie  CSU bilden  dazu  das  Gegenstück:  Sie  bezeichnen  die  Reform als
„guten  Schritt“,  dem  weitere  folgen  sollten.  Dass  der  AfD  auch  eine
Aushebelung  des  Asylrechts  nicht  weit  genug  geht,  ist  leider  nicht
überraschend.

Es  ist  unsere  Aufgabe,  eine  Bewegung,  deren  Ziel  die  Bekämpfung  der
menschenverachtenden Asylgesetze ist, aufzubauen.



Wir  müssen  für  ein  uneingeschränktes  Asylrecht  kämpfen!  Es  braucht
Massenbewegungen,  welche  sich  auf  antirassistische  Organisationen,
Migrant_Innenorganisationen und Organisationen der Arbeiter_Innenklasse
stützen.  Dabei  müssen  wir  die  Abgeordneten,  welche  sich  gegen  diesen
rassistischen  Hammer  ausgesprochen  haben,  dazu  aufrufen,  solch  eine
Mobilisierung zu unterstützen – nicht nur deutschlandweit, nicht nur EU-
weit, sondern weltweit!

Abkommen mit Tunesien
Als sei dieser rassistische Angriff noch nicht ausreichend, so schloss die EU
vor Kurzem eine Vereinbarung mit Tunesien, welche auch ein Abkommen zur
Begrenzung der Migration über das Mittelmeer beinhaltet. Für das Vorgehen
gegen „Schlepper“ und „illegale Überfahrten“ sicherte die EU Tunesien 100
Millionen Euro zu. Versprochen wird sich, das „zynische Geschäftsmodell von
Schmugglern und Menschenhändlern zu brechen“, so von der Leyen. Die
Koalition in  Berlin  sprach „volle  Unterstützung“ für  das  Abkommen aus,
während vereinzelte Stimmen aus den Grünen Bedenken äußerten, aber auch
hier die Entscheidung letztendlich mittrugen. Dass Kritik seitens der Grünen
vor allem Bedenken wie eine nicht gelungene Bindung des globalen Südens
an die EU und verfehlte Zurückdrängung des russischen Einflusses in Afrika
beinhaltet,  zeigt,  dass  es  den  Grünen  auch  hier  in  erster  Linie  um die
imperialistischen Interessen Deutschlands  und der  EU und nicht  um die
Rettung von Menschenleben geht.  Konsequenter sieht es bei den Linken aus,
doch auch diese Partei schafft es nicht, sich ernsthaft gegen die Abmachung
mit Tunesien zu stellen.

Gegen  die  Reform  –  für  die  Vereinigten
sozialistischen  Staaten!
Statt  der  menschenverachtenden  EU-Außenpolitik  braucht  es  eine
menschenwürdige Alternative in der Hand von Arbeiter_Innen, Geflüchteten
und anderen unterdrückten Menschengruppen und deshalb fordern wir:

Volles Asylrecht  für  alle  Geflüchtete!  Nein zu allen Einreise-  und



Aufenthaltsbeschränkungen  sowie  Abschiebungen!  Für  offene
Grenzen!
Ein Recht auf Arbeit und freie Wahl des Wohnortes für alle!
Gleicher Lohn und gleiche demokratische Rechte, unabhängig von
Hautfarbe, Nationalität, Religion oder Staatsangehörigkeit!
Volle Staatsbürger_Innenrechte für alle, inklusive des passiven wie
des aktiven Wahlrechts!
Statt des Europas der Imperialist_Innen ein Europa des Widerstands,
der  Unterdrückten  und  Ausgebeuteten!  Für  die  Vereinigten
Sozialistischen  Staaten  Europas!

Kampf  den  deutschen
Transphoben!
Transphobie wird international stärker. Ein Hauptträger dessen ist die „Anti-
Trans-Bewegung“.  Wir  haben  uns  angeguckt,  wie  die  Bewegung  in
Deutschland agiert,  wer dahinter steckt um abzuleiten,  wie sie bekämpft
werden kann.

Was  und  wie  wir  lernen,
entscheiden wir!
Von Isma Johnson

Die Schule ist für die meisten ganz schön ätzend. Das liegt auch daran, dass
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wir  Schüler_Innen  kaum  mitbestimmen  können,  welche  Inhalte  und
Fähigkeiten  wir  dort  lernen.  Stattdessen  wird  in  den  Lehrplänen  alles
aufgeschrieben, was in der gesamten Schulzeit unterrichtet werden soll, und
wir werden anschließend gezwungen, das alles irgendwie in 12 bis 13 Jahren
Schule  zu  schaffen.  Aber  warum  dürfen  wir  daran  eigentlich  nicht
mitbestimmen  und  wer  hat  aktuell  Kontrolle  über  die  Lehrpläne?

Das  sind  die  Ministerien  für  Bildung  in  den  einzelnen  Bundesländern,
zusammen mit  (unter  anderem)  Vertreter_Innen der  Wirtschaft,  also  des
Kapitals. Diese sollen Lehrpläne entwerfen, die uns möglichst gut auf die
Arbeit  vorbereiten.  Und obwohl  das  sinnvoll  klingt,  liegt  genau hier  das
Problem. Die Arbeitswelt im Kapitalismus wird nämlich von Kapitalist_Innen
bestimmt, für die die Arbeitenden die Profite erarbeiten. Eine Vorbereitung
auf diese Tätigkeit ist also nichts anderes als die Vorbereitung darauf, von
Kapitalist_Innen  kontrolliert  und  ausgebeutet  zu  werden.  Die
Arbeiter_Innenklasse  soll  also  im  Bildungssystem  auf  ihre  Aufgaben
vorbereitet  werden.  Auf  diese  Fähigkeiten  von  Arbeiter_Innen  sind
Kapitalist_Innen unbedingt angewiesen, ihnen diese beizubringen ist  aber
ziemlich teuer. Daher profitieren Kapitalist_Innen doppelt, wenn der Staat
das Bildungswesen übernimmt.

Wir  müssen  uns  also  durch  einen  Lehrplan  durchquälen,  der  für  die
Kapitalist_Innen – nicht für uns und unser Leben – ideal sein soll. Hier wird
immer  vorgezogen,  was  für  verschiedene  Berufe  mit  verschiedenen
Anforderungen verwertbar ist, wie zum Beispiel Informatik, die zunehmend
unterrichtet und in Lehrpläne einbezogen wird, weil sie auch fürs Arbeiten
wichtiger wird.  Was wir fürs Leben brauchen – zum Beispiel  Konsens in
Sexualkunde,  psychische  Gesundheit  oder  echte  demokratische
Mitbestimmung – fällt  hinten runter.  Im Großen und Ganzen müssen wir
einen Unterricht aushalten, der so langweilig, autoritär und ungerecht ist,
dass wir auf die Hierarchien der Lohnarbeit eingestellt werden. Es zeigt sich:
Solange  es  eine  gute  Arbeiter_Innenklasse  produziert,  ist  es  dem
Schulsystem völlig egal, ob es uns psychisch krank und konstant gestresst
macht oder sonst wie auf‘s Leben vorbereitet. 

Aber geht es anders?



Deshalb lohnt es sich den Ministerien und “Expert_Innen für Wirtschaft” die
Kontrolle  über  unsere  Lehrpläne  zu  nehmen  und  den  Einfluss  der
Kapitalist_Innen  zu  hinterfragen.  Sie  sind  nicht  von  uns  gewählt,  sie
repräsentieren uns nicht und arbeiten offensichtlich auch nicht zu unserem
Besten.  Stattdessen müssen wir  die  Macht  über  unsere Schulen für  uns
selbst  beanspruchen,  also  für  alle  die  tatsächlich  in  die  Schule  gehen:
Schüler_Innen, Lehrer_Innen und an der Schule Beschäftigte.  Gemeinsam
könnten  wir  ausarbeiten,  was  für  uns  und  die  Gesellschaft  wichtige
Fähigkeiten und Themen sind, was wir lernen sollten und was wir lernen
wollen.  Da  die  Schule  aber  eben  nicht  losgelöst  von  der  Arbeitswelt
funktioniert,  können  wir  beginnen,  die  Frage  nach  Kontrolle  in  unseren
Schulen zu stellen, müssen sie aber auch weitertragen. Denn solange wir im
Kapitalismus leben, wird auch die Schule ihren Klassencharakter behalten,
unter  kapitalistischem Einfluss  stehen.  Aus  diesem Grund  bedeutet  eine
konsequente demokratische Kontrolle über die Lehrpläne auch eine Schule
gegen den Kapitalismus und ist ein Ausgangspunkt, um diese einzufordern.

Was könnte das bedeuten, eine nicht kapitalistische, sozialistische Schule?
Wir könnten sie grundsätzlich anders gestalten: Schule könnte die Interessen
und Talente der einzelnen Lernenden fordern und der Unterricht müsste
nicht  frontal  und  autoritär  gestaltet  sein,  sondern  kann  den  Raum  für
eigenständige Entfaltung geben. Dabei könnten Lehrer_Innen unterstützen,
anstatt autoritär und durch Frontalunterricht vorzugeben, was wir zu tun
und zu lernen haben. Leistungsterror und Notendruck könnten ein absurdes,
realitätsfernes Konzept werden, wodurch sich die psychische Gesundheit der
Lernenden wahrscheinlich deutlich verbessern würde. Wir müssten nicht für
uns  allein  stehen,  uns  durchkämpfen  und  individuell  bewertet  werden,
sondern könnten lernen, Aufgaben gemeinsam, kreativ und demokratisch zu
lösen. Im Prozess könnten wir außerdem lernen, gemeinsam demokratische
Entscheidungen  so  zu  treffen,  wie  es  auch  im  Rest  der  Gesellschaft
notwendig  ist.  Wenn  Schulen  nicht  mehr  alles  auf  kapitalistischer
Verwertungslogik aufbauen müssten, dann könnten sie nicht nur schöne und
freie  Orte  sein,  sondern  auch  mündige  und  eigenständige  Menschen
ausbilden.



Das mag jetzt utopisch und weit weg klingen und das ist es auch. Es ist aber
nicht unmöglich: Der erste Schritt  auf diesem Weg zu einer gerechteren
Schule  ist  die  Forderung  nach  einer  demokratischen  Kontrolle  über  die
Lehrpläne! Diese können wir nur gemeinsam mit unseren Lehrkräften und
allen in der Schule Beschäftigten durchsetzen. Das bedeutet einerseits, dass
wir  ihre Kämpfe in  den Gewerkschaften unterstützen und die  Frage der
Lehrpläne  in  diese  hineintragen.  Andererseits  müssen  wir  unsere
Mitschüler_Innen  überzeugen,  sich  diesem  Kampf  anzuschließen:  In
eigenständigen  Komitees  können  wir  gemeinsam  und  demokratisch
entscheiden,  wie  wir  es  schaffen,  die  Schüler_Innenschaft  unserer  und
anderer Schulen, hinter dieser Forderung zu versammeln: Kundgebungen,
Flyer, Podiumsdiskussionen können ein guter Anfang sein. Gemeinsam mit
den Lehrkräften haben wir dann die Macht, in einem Streik den gesamten
Schulalltag  lahmzulegen  und  die  Herrschenden können uns  nicht  länger
ignorieren.  Lasst  uns  also  gemeinsam  Widerstand  an  unseren  Schulen
organisieren  und  kapitalistischen  Leistungsterror  ein  für  alle  Mal  vom
Lehrplan streichen!

#WirFahrenZusammen:  Vom
Bahnstreik  zum
Verkehrswendestreik
Von Lia Malinovski, August 2023

In  wenigen  Monaten  beginnt  die  Tarifrunde  im Öffentlichen  Nahverkehr
(TVN).  Die  Beschäftigten  kämpfen  dort  für  bessere  Arbeitsbedingungen,
unter  Anderem  höhere  Löhne,  längere  Pausen-  und  Umschlagszeiten[1].
Beteiligte Gewerkschaften sind die ver.di und die EVG, führend dabei ist
jedoch in den meisten Betrieben die ver.di.  Alle Bundesländer dürfen im
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nächsten Jahr streiken, bis auf Bayern. In diesem Artikel  wollen wir uns
angucken, wie wir von dem kommenden Streik in einen politischen Streik für
die Verkehrswende kommen.

Schon im März 2023 ist die Kampagne „#WirFahrenZusammen“ (WFZ) mit
Beschäftigten  im  ÖPNV  auf  die  globalen  Fridays  for  Future  (FFF)-
Demonstrationen  gegangen.  Ver.di  hatte  den  Streiktag  im  Öffentlichen
Dienst  auf  den  Tag  von  der  globalen  Demonstration  gelegt,  sodass  die
Beschäftigten  ihren  Kampf  in  den  Kampf  von  FFF  tragen  konnten.  Die
Kampagne ist noch sehr neu und in der Findungsphase, weshalb es nicht
einfach ist, verlässliche Infos zu bekommen. Die Informationen, auf denen ich
den  Artikel  basiere,  stammen  aus  Recherche  in  den  Strukturen  der
Kampagne, aus einem Interview mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung und von
Genoss_Innen, die selber in der Kampagne aktiv sind oder bei der Deutschen
Bahn arbeiten. Es gibt bis auf den FFF-Streik im März bisher keine aktive
Außenwirkung der Kampagne, wobei sie zur IAA in München mobilisieren
wollen und dort einen Block in der Demo stellen wollen.

WFZ versucht einen Schulterschluss aus linken Teilen der Klimabewegung,
die  die  Notwendigkeit  der  Zusammenarbeit  mit  der  Arbeiter_Innenklasse
erkannt haben, und ÖPNV-Beschäftigten herzustellen. So haben sie es bspw.
In  Köln  geschafft,  Forderungen  bei  den  ÖPNV-Beschäftigten  populär  zu
machen,  indem  sie  ihre  Forderungen  mit  Unterschriftensammlungen
unterstützten und so das Vertrauen der Arbeiter_Innen gewinnen konnten.
Teile der Gewerkschaftsapparate von ver.di und der EVG unterstützen die
Kampagne, vermutlich allerdings in erster Linie, um politische Forderungen
aus dem Tarifkampf auszugliedern. Denn sie wissen von der Notwendigkeit,
politisch  zu  kämpfen,  wollen  aber  auch  nicht  aufs  Spiel  setzen,  gute
Sozialpartner_Innen  (für  die  Konzerne)  zu  sein.  WFZ  bietet  für  sie  die
Möglichkeit, zu zeigen „hey, wir haben doch auch politische Forderungen“,
ohne für diese tatsächlich kämpfen zu müssen. WFZ selbst versucht diese
Masche der  Gewerkschaften aber  nicht  zu  problematisieren oder  gar  zu
ändern, da sie fürchten, das Bündnis zu verlieren. Verständlicherweise, denn
es gibt kaum unabhängige Strukturen in den Belegschaften, die nicht von der
Gewerkschaftsbürokratie (privilegierte Führung) abhängig sind. Damit aber



der  Schulterschluss  aus  Arbeiter_Innen  und  Klimabewegung  möglich  ist,
ohne abhängig von der Bürokratie zu sein, braucht es genau diese Kräfte.

Von der Straße auf die Schiene!

„Wir Fahren zusammen“ kann also kaum die Bürokratie kritisieren. Dabei
müssten  sie  genau  dies  tun,  um  oppositionelle  Kräfte  innerhalb  der
Belegschaften und Gewerkschaften zu stärken. Das führt dazu, dass sie sich
der Bürokratie unterordnen und einen in erster Linie ökonomischen Kampf
der  Gewerkschaften  unterstützen,  die  politische  Perspektive  dabei  aber
schrittweise  aufgeben.  Für  die  Verkehrswende  ist  es  aber  unerlässlich,
ökonomische  Kämpfe  mit  politischen  zu  verbinden:  Wir  stehen  vor  der
Herausforderung,  dass  die  Anforderungen an den Schienenverkehr stetig
wachsen. Es braucht einen massiven Ausbau der Schieneninfrastruktur, um
diese zum Kern der zukünftigen Verkehrsweise zu machen. Dafür reicht es
aber nicht, einfach nur mehr Lohn zu fordern. Es braucht neben längeren
Umschlagszeiten  auch  mehr  Personal,  mehr  Geld  und  geringere
Anforderungen  für  die  Bahn.  Auch  die  zunehmende  Privatisierung  und
drohende Zerschlagung der Bahn erfordern politische Antworten.

Wir  möchten,  bevor  wir  thematisieren,  wie  wir  zum  politischen  Streik
kommen, darauf eingehen was eigentlich im ÖPNV notwendig ist  für die
Verkehrswende. Denn nur mit einer Vorstellung davon, was Ausbau bedeutet
und wie der Verkehr aussehen muss, können wir für diesen Kämpfen. Die
aktuelle Situation ist, dass große Streckenabschnitte in ganz Deutschland,
insbesondere aber in Ostdeutschland, stillgelegt und zugunsten des Autos
abgebaut wurden. Während man mit dem Auto problemlos von A nach B
kommt (wenn man nicht gerade in einer Großstadt lebt), braucht die Bahn
häufig doppelt so lang oder länger, man kann sich nicht darauf verlassen,
dass sie pünktlich kommt oder dass sie überhaupt fährt. Jeder dritte Zug war
im letzten Jahr zu spät – von denen die überhaupt gefahren sind. Das liegt
nicht nur daran, dass viele Strecken zurückgebaut wurden, sondern auch
daran, dass die verbliebenen Strecken völlig überlastet sind (Beispielsweise
Hamburg-Hannover mit 126% Auslastung). Neben dem kulturellen Aspekt,
dass ein neues, hübsches Auto als Statussymbol gilt, macht auch das den
Autoverkehr  attraktiver  und  es  ist  also  nicht  verwunderlich,  dass  die



Neuzulassungen von PKWs in manchen Jahren kaum relevant zurückgehen
und  in  anderen  sogar  zunehmen  (2022  wurde  ein  Anstieg  von  1,1%
verzeichnet).

Dabei ist das Rad-Schiene-System mit Abstand das effizienteste, da wenig
Reibung entsteht und es meistens von Außen mit Strom betrieben wird. Nicht
nur kann ein Zug auf ausgebauten Strecken deutlich schneller fahren, er
fährt auch viele Hundert bis Tausend Menschen mehr von A nach B als ein
Auto. Aber was heißt Ausbau genau und wie kommen wir dahin? Es müssen
selbst  die  kleinsten  Ortschaften  an  das  öffentliche  Schienensystem
angeschlossen werden. Das bedeutet, dort wo es einen Nutzen für schon
wenige tausend Menschen hat, müssen Schienen gebaut werden (wenn es
möglich ist). Tramkonzepte, kleine Bahnen und Schnellfahrstrecken müssen
den Kern des neuen Verkehrs bilden.  Dort  wo es nicht möglich ist  oder
schlicht mehr Ressourcen binden würde, Schienen zu bauen, sollten Car-
Sharing-Konzepte oder Oberleitung-betriebene Busse die Anbindung an den
nächstgelegenen  Bahnhof  ermöglichen.  Gleiches  gilt  auch  für  den
Gütertransport: Bis auf die letzten Kilometer sollte alles über die Schiene
fahren,  die  letzten  Kilometer  möglichst  ebenfalls  über  Oberleitung.
Grundlegend  ist  außerdem,  dass  das  Schienennetz  100% strombetrieben
läuft.

Vom Bahnstreik zum Verkehrswendestreik…

Obwohl das nur einen kleinen Ausschnitt darstellt, sehen wir schon hier die
Grenzen von rein ökonomischen Streiks und Forderungen. Der Ausbau auf
100% strombetriebene Gleise lässt sich nicht mit mehr Lohn und längeren
Umschlagzeiten  ermöglichen.  Letztendlich  muss  der  Verkehrssektor
enteignet und unter Arbeiter_Innenkontrolle gestellt werden, um nicht mehr
für Profit, sondern den Schutz von Mensch & Umwelt zu produzieren. Wie
kommen wir jetzt also zum politischen Verkehrswendestreik?

Die Kampagne „Wir Fahren Zusammen“ geht einen wichtigen ersten Schritt:
Die  Verbindung  zwischen  Klimabewegung  und  Arbeiter_Innenklasse  ist
essentiell, um zum Einen höhere Schlagkraft zu haben, andererseits auch,
um nicht  Klimaschutz  und  direkte  Nöte  der  Arbeitenden  gegeneinander



ausspielen zu können. Dabei darf die Kampagne aber nicht vor Kritik an der
Bürokratie zurückschrecken, die sich mit aller Kraft gegen politische Streiks
wehren wird. WFZ sollte oppositionelle und klassenkämpferische Kräfte in
den Gewerkschaften unterstützen in ihrem Kampf für Basisorganisierung,
Rechenschaftspflicht  und  jederzeitige  Abwählbarkeit  aller  Posten  in  den
Gewerkschaften. Als Revolutionäre müssen wir in WFZ also aufzeigen, wieso
es  notwendig  ist,  sich  nicht  unter  die  Gewerkschaftsbürokratie
unterzuordnen.  Wir  müssen  den  Widerspruch,  den  die  Bürokratie  selbst
geschaffen  hat,  weiter  vertiefen  und  alles  daran  setzen,  dass  die
Beschäftigten  und  die  Basis  der  Gewerkschaften  ihre  ökonomischen
Forderungen mit  politischen ergänzt.  Hier  müssen auch Kampagnen wie
WFZ auf die Beschäftigten zugehen und mit ihnen gemeinsame Forderungen
entwickeln.  Wer  die  Notwendigkeit  der  Forderungen erkennt,  wird  nicht
aufhören dafür zu kämpfen, wenn ein undemokratischer Apparat Nein sagt.

[1]  Umschlagszeit  ist  die  Zeit,  in  der  eine  Bahn,  die  am  Zielbahnhof
angekommen ist, stehen bleibt, bevor sie in die andere Richtung zurück fährt

Die  Rolle  der  Pharmaindustrie
im  Kampf  um  sexuelle
Selbstbestimmung
von Erik Likedeeler, Juli 2023

Erst  vor  kurzem wurde  in  Italien  beschlossen,  dass  Verhütungspillen  in
Zukunft  kostenlos  an  Menschen  aller  Altersgruppen  ausgegeben  werden
sollen.  Auch  in  Frankreich  bekommen unter  26-Jährige  seit  diesem Jahr
Kondome und Notfallverhütung gratis  in  Apotheken.  England geht  einen
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Schritt  weiter:  Dort  sind  sämtliche  Verhütungsmittel  für  alle  kostenfrei
zugänglich.

In diesem Artikel wollen wir uns anschauen, wie die Lage diesbezüglich in
Deutschland aussieht  und was  getan  werden muss,  um die  Situation  zu
verbessern.  Denn obwohl  das Thema den meisten Jugendlichen aus dem
Sexualkundeunterricht  bekannt  sein  dürfte,  ist  das  gesellschaftliche
Bewusstsein gering, wenn es um Verhütung als Klassenfrage und die Rolle
der Pharmakonzerne geht.

Die Einführung der Pille in der BRD und DDR
Um den Stellenwert der Verhütung in Deutschland nachzuvollziehen, lohnt
sich  ein  Blick  in  die  Geschichte.  In  der  DDR  wurden  die  ersten
Verhütungspillen  ab  1965  vom  Unternehmen  Jenapharm  produziert.
Innerhalb der Sozialversicherung wurden sie ab 1972 kostenlos angeboten.
Obwohl  sich  mit  dem Namen „Wunschkindpille“  um ein  positives  Image
bemüht wurde, wurden Stimmen laut, die vor einer „gesteigerten Wollust der
Weiber“ warnten.

In der BRD wurde das erste hormonelle Verhütungsmittel ab 1961 von der
Schering AG herausgegeben, einem Vorgänger-Unternehmen des deutschen
Pharmakonzerns  Bayer.  Zunächst  wurde  die  Pille  als  Mittel  gegen
Menstruationsschmerzen  vermarktet.  Auf  die  empfängnisverhütende
Wirkung wurde nur am Rand hingewiesen, da eine negative Reaktion der
Bevölkerung befürchtet wurde.

Als  der  eigentliche  Zweck  des  Medikaments  bekannt  wurde,  wurde
tatsächlich  vermehrt  die  Befürchtung  geäußert,  hormonelle  Verhütung
würde  zum  „Aussterben  der  Deutschen“  führen.

Jahrelang  wurde  die  Pille  nur  mit  Einverständnis  des  Ehemannes  an
verheiratete Frauen verschrieben. Zudem wurden Frauenärzt_Innen gebeten,
das Mittel nur an Frauen mit mindestens zwei Kindern herauszugeben. Hier
zeigten  sich  bereits  Versuche,  durch  hormonelle  Verhütung  die
Bevölkerungsentwicklung  zu  kontrollieren,  denn  Kinder  sind  für  den



Kapitalismus  vor  allem  zukünftige  Arbeitskräfte.

Der historische Vergleich von BRD und DDR zeigt, dass es in der BRD nach
der  Einführung  der  Verhütungspille  tatsächlich  einen  Rückgang  von
Geburten gab. Dieser sogenannte „Pillenknick“ blieb in der DDR aus. Daraus
können  wir  schließen,  dass  die  Geburtenrate  nicht  als  isolierter  Faktor
betrachtet  werden sollte,  sondern dass  auch andere Faktoren eine Rolle
gespielt haben müssen.

Vielmehr lässt sich der „Pillenknick“ damit erklären, dass die Lebensmodelle
der Frauen in der BRD im Wandel waren; immer mehr gingen studieren und
arbeiten. Weil die Vereinbarkeit von Familie und Beruf kaum gewährleistet
war, fiel die Geburtenrate ab.

In  der  DDR  hingegen  wurden  zeitgleich  mit  der  Einführung  der  Pille
Kinderkrippen und Wohnungen für Familien bereitgestellt,  sowie bezahlte
Elternzeiten angeboten. Durch die erhöhte Vereinbarkeit von Familie und
Beruf wurden in der DDR auch mehr Kinder geboren, wobei natürlich auch
diese  demographische  Entwicklung  mit  einer  zusätzlichen  Belastung  der
Frauen durch Lohn- und Reproduktionsarbeit erkauft wurde.

Bayer und die Pille:  Ein weiterer Grund zur
Enteignung
Viele von uns kennen es: Schon beim ersten Besuch bei der Frauenärztin
wird uns die Pille verschrieben, ohne dass eine sorgfältige Aufklärung über
die Nebenwirkung stattgefunden hat. 8 Euro bekommen Frauenärzt_Innen
für jede Person,  die sie über Verhütung beraten –  meist  bleiben für die
Aufklärung weniger als 10 Minuten Zeit.

Durch die 68er-Bewegung wurde die Verhütungspille in der BRD zu einem
Symbol der Freiheit und Emanzipation. Dennoch ist nicht abzustreiten, dass
sie  auch heute  noch massive  Nebenwirkungen mit  sich  bringt,  wie  zum
Beispiel Thrombosen, Lungenembolien und Herzinfarkte.

Viele Nebenwirkungen sind nicht genau erforscht, wie der Zusammenhang



zu Depressionen und Suizidgefährdung. Zusätzlich wird vermutet, dass auch
die Lernfähigkeit, die Konzentration und das Erinnerungsvermögen durch die
Anwendung der Pille leiden.

In Deutschland werden jährlich Verhütungspillen im Wert von 580 Millionen
Euro  herausgegeben;  seit  Jahrzehnten  ist  Bayer  der  unangefochtene
Marktführer. Bis 2019 sind mehr als 100 Menschen durch die Bayer-Pillen
Yaz  und  Yasmin  ums  Leben  gekommen.  Zehntausende  haben  Herz-,
Gallenblasen-  und  Bluterkrankungen  bekommen.

Mittlerweile musste Bayer rund 2 Milliarden Euro Schadensersatz an die
Betroffenen und Hinterbliebenen zahlen –  doch die Produkte sind immer
noch auf dem Markt.

Seit  mehr  Erfahrungsberichte  an  die  Öffentlichkeit  geraten,  sind  viele
Anwender_Innen  von  der  Pille  desillusioniert.  Doch  auch  gegen  die  viel
beschworene  „Pillenmüdigkeit“  haben  die  Pharmakonzerne  ein  Rezept:
Hormonringe,  welche  mehrere  Wochen  lang  im  Körper  verbleiben.

Dabei  hält  sich hartnäckig der Mythos,  Hormonringe würden nur „lokal“
wirken.  Doch synthetische Hormone wirken niemals  nur lokal.  Damit  sie
Signale im Gehirn auslösen, müssen die Wirkstoffe auch dorthin transportiert
werden.  Die  Nebenwirkungen  sind  auch  hier  folgenreich:  Hormonringe
können jahrelange Nierenbeckenentzündungen zur Folge haben.

Entzugsblutung? Was soll das denn sein?
Zusätzlich  zu  all  diesen  Nebenwirkungen  ist  die  Entzugsblutung  ein
wichtiger  Faktor.  Wer  die  Pille  anwendet,  weiß  vermutlich,  dass  ein
Pillenzyklus aus 21 Tabletten mit Hormonpräparaten und 7 Placebos besteht.
Durch  die  einwöchige  Pause  wird  die  sogenannte  Entzugsblutung
herbeigeführt.  Von  medizinischer  Seite  aus  wird  meist  vermittelt,  dabei
würde es sich dabei um die Menstruation handeln.

In Wirklichkeit hat diese Blutung keinen medizinischen Nutzen und kann
sogar schädlich sein. Eine Entzugsblutung als Menstruation zu bezeichnen,
spricht Menschen das Recht ab, über die Funktionen ihres eigenen Körpers



Bescheid zu wissen.

Es  stellt  sich  die  Frage:  Warum wurde  diese  Placebo-Woche  überhaupt
eingeführt, wenn man die Pille auch bequem durchgehend einnehmen und
auf die Blutung verzichten könnte? Der ausschlaggebende Grund dafür war
die Besänftigung der katholischen Kirche, welche sich in den 1960er Jahren
gegen die Einführung der Pille wehrte. Allerdings stellt sie sich auch heute
noch  gegen  jegliche  Art  der  Verhütung,  daher  war  die  gesamte  Aktion
hinfällig, und Millionen von Menschen bluten jeden Monat ohne ihr Wissen
völlig sinnlos.

Immer noch keine Smarties: Die Pille Danach
Sollte einmal die Pille versagen oder das Kondom reißen, gibt es immer noch
die Pille Danach. Dabei handelt es sich um ein Medikament, welches den
Eisprung verhindert, und damit auch eine Verschmelzung von Eizelle und
Samenzelle sowie die Einnistung in die Gebärmutter. Deshalb zählt sie als
Verhütungsmittel,  nicht  als  Abtreibungsmittel,  obwohl  sie  nach  dem
Geschlechtsverkehr  eingenommen  wird.

Dabei ist wichtig zu wissen, dass die Unterscheidung zwischen Verhütung
und Abtreibung eine relativ neue Grenze ist, die nicht immer eine so große
Rolle  gespielt  hat  wie  heute.  Dass  ausgerechnet  die  Einnistung  in  die
Gebärmutter als der Beginn des Lebens definiert wird, ist keine biologische
Gegebenheit, sondern eine kulturelle Entscheidung.

Seit 2015 ist die Pille Danach rezeptfrei in der Apotheke erhältlich. Zuvor
musste man mit seinem Anliegen in die Notaufnahme, wenn am Wochenende
die  Arztpraxen  geschlossen  hatten.  Allerdings  sind  viele  deutsche
Krankenhäuser katholisch und verschreiben die Pille Danach nicht. Deshalb
war die Aufhebung der Rezeptpflicht ein entscheidender Schritt.

Damit  wurde  jedoch  zeitgleich  ein  „Werbeverbot“  für  die  Pille  Danach
eingeführt.  Frauenärzt_Innen  dürfen  diese  Option  nicht  ansprechen  oder
darüber informieren. Das führt zu gravierenden Wissenslücken: Nur 50% der
Frauen ist klar, dass die Pille Danach rezeptfrei erhältlich ist, mehr als jede



vierte Frau kennt sie noch nicht einmal.

Wer in  der  Apotheke nach der  Pille  Danach fragt,  wird meist  zu  einem
belehrenden Aufklärungsgespräch in ein Hinterzimmer geführt. Dabei kommt
es häufig zu Vorwürfen, Bloßstellungen und wertenden Äußerungen. Immer
wieder kommt es vor, dass Minderjährigen der Verkauf verweigert wird.

 „Die  Pille  Danach  ist  kein  Smartie!“,  formulierte  es  der  ehemalige
Gesundheitsminister Jens Spahn und sprach damit Frauen und Mädchen ab,
eine unabhängige und informierte Entscheidung über ihren eigenen Körper
zu treffen. Gleichzeitig wird durch solche Äußerungen der Stereotyp junger,
sexuell aktiver Frauen gezeichnet, welche scheinbar sorglos und leichtfertig
ungeschützten  Sex  haben,  weil  sie  danach  ja  einfach  die  Pille  Danach
nehmen könnten. Das entspricht einerseits weder der Realität, produziert
sexistische Klischees und verstärkt andrerseits die Auffassung, Verhütung sei
einzig und allein Verantwortung der Frau. An solchen Debatten zeigt sich
immer  wieder,  wie  der  Kapitalismus  versucht,  weibliche  Sexualität  zu
limitieren  und  auf  das  Ziel  der  Familiengründung  auszurichten,  da  sie
innerhalb der Familie unbezahlte Reproduktionsarbeit leisten und zukünftige
Arbeitskräfte bereitstellen.

Keine  Hormone,  keine  Probleme?  Die
Kupferspirale
Wer  sich  als  junge,  kinderlose  Frau  ohne  sichtbare  Behinderung  eine
Kupferspirale einsetzen lassen will, bekommt von Frauenärzt_Innen oft zu
hören, dass der Uterus einer kinderlosen Frau zu klein für eine Spirale sei.
Dabei empfiehlt die WHO Spiralen für Frauen und Mädchen jedes Alters, und
in anderen Ländern scheint es kein Problem mit der Uterus-Größe zu geben.
Was also ist der Grund dafür?

Eine  Ursache  liegt  in  der  Regelung,  dass  deutsche  Krankenkassen  die
Finanzierung der Spirale bis zum 22. Lebensjahr übernehmen, dafür aber nur
einen  Minimalbetrag  an  Ärzt_Innen  zahlen.  Eine  von  der  Kasse  bezahle
Spirale erwirtschaftet für die ärztliche Praxis also viel weniger Gewinn als
eine, die ab dem 23. Lebensjahr privat gezahlt wird.



Eine  Option,  die  noch  weniger  Menschen  bekannt  sein  dürfte,  ist  die
Kupferspirale  Danach.  Denn  eine  Kupferspirale  kann  ebenfalls  zur
Notfallverhütung genutzt und sogar bis zu 5 Tage nach dem ungeschützten
Geschlechtsverkehr eingesetzt werden. Sie beeinträchtigt die Beweglichkeit
der Spermien und verhindert die Einnistung einer befruchteten Eizelle in die
Gebärmutter. Obwohl sie deutlich zuverlässiger ist als die Pille Danach, wird
sie in Deutschland fast nie genutzt. Die Kosten dafür sind für viele Menschen
zu hoch, um sie spontan aufzubringen.

Problematisch ist auch, dass es noch viele Forschungslücken gibt, was die
Verhütung  mit  Kupfer  angeht:  Es  ist  nicht  bekannt,  wie  oft  die  Spirale
unbemerkt  ausgeschieden  wird  oder  wie  stark  sie  das  Risiko  für
Eileiterschwangerschaften  erhöht.  Das  Budget  für  aussagekräftige
Langzeitstudien haben nur die großen Pharmakonzerne – und die haben kein
Interesse  daran,  dass  weitere  unerwünschte  Nebenwirkungen aufgedeckt
werden.

Immer  wieder  wird  von  mangelhaften  Spiralen  und  gebrochenen
Kunststoffarmen berichtet,  die lose in der Gebärmutter herumschwimmen
und  von  Frauenärzt_Innen  herausgefischt  werden  müssen,  meist  ohne
Narkose. Erst 2018 kam ans Licht, dass zig Tausende Europäerinnen eine
brüchige  Spirale  des  Herstellers  Eurogine  eingelegt  bekommen  hatten,
welches dringend entfernt werden musste. Die meisten Betroffenen wurden
darüber nicht in Kenntnis gesetzt.

Mental Load und Verhütungsverantwortung
Selten wird  darüber  gesprochen,  dass  Verhütung mit  einem dauerhaften
Mental Load verbunden ist. Der Begriff Mental Load bezeichnet die geistige
Arbeit,  ständig  an  etwas  denken zu  müssen oder  etwas  organisieren  zu
müssen, damit die Funktionalität des täglichen Lebens gewährleistet ist.

In diesem Fall heißt das, die Verhütungsmethode auszuwählen, sich mit ihrer
Funktionsweise auseinanderzusetzen, sie fortlaufend korrekt durchzuführen
und ihre Wirksamkeit zu überprüfen. Das kann bedeuten, ärztliche Beratung
einzuholen,  die  Temperatur  zu messen,  um den Eisprung zu bestimmen,



Pillenrezepte  zu  holen,  Kondome  einzukaufen,  Schwangerschaftstests  zu
machen, sowie vor dem Sex ein Gespräch über das Thema zu beginnen. Auch
körperlich ist Verhütung in den meisten Fällen eine Belastung.

In  den  meisten  Fällen  sind  es  Frauen  und  Mädchen,  die  sich  diesen
Strapazen  aussetzen.  Dass  Frauen  mehr  Verhütungsverantwortung
übernehmen, liegt nicht nur daran, dass die meisten Verhütungsmittel für
ihre Körper entwickelt wurden – auch vor der Erfindung der hormonellen
Verhütung war das bereits der Fall.

Vielmehr liegt es daran, dass Männer und Jungen weniger Konsequenzen zu
befürchten haben, falls es zu einer ungewollten Schwangerschaft kommen
sollte. Einerseits, weil sie ihren Körper nicht der Belastung einer ungewollten
Schwangerschaft aussetzen müssen, andererseits, weil gesellschaftlich von
Müttern viel mehr elterliches Engagement verlangt wird als von Vätern.

Häufig  haben  Männer  und  Jungen  Wissenslücken,  oder  ihnen  fehlt  die
Bereitschaft, sich an der Verantwortung zu beteiligen. Beispielsweise ist die
häufigste Ursache für gerissene Kondome, dass Männer sich zu wenig mit
verschiedenen Größen, Formen und Materialien auseinandersetzen. Dadurch
kaufen bis zu 80% der Kunden das falsche Größenmodell.

Vielen Männern scheint nicht klar zu sein, dass jemand anders für sie die
Verhütungsarbeit übernimmt, die ihnen zu unangenehm, unpraktisch oder
lästig erscheint.  Sie  neigen dazu,  die  Verantwortung als  gleichberechtigt
aufgeteilt wahrzunehmen, auch wenn das nicht der Fall ist.

Und was ist mit der Pille „für den Mann“?
Trotz  dieser  Ungerechtigkeiten  haben  25  internationale  Studien  und
Umfragen der letzten Jahrzehnte gezeigt, dass die meisten Männer verhüten
wollen. Doch der gute Wille allein ist nicht genug, und immer wieder wird die
berechtigte Frage aufgeworfen: Warum gibt es noch keine Pille „für den
Mann“?  Wann  wird  die  Verantwortung  endlich  gerecht  aufgeteilt?  Denn
Kondom und Sterilisation reichen als Optionen nicht und dieser Mangel ist
eine Verletzung von reproduktiven Rechten. Gibt es denn keine Alternative?



Aktuell sind der Wissenschaft über 100 Methoden bekannt, mit denen man
für die Verhütung an Penis und Hoden ansetzen könnte. Diese Möglichkeiten
ergeben sich aus allen Stadien der Spermienproduktion: Man könnte sie am
Wachsen  hindern,  ihnen  die  Beweglichkeit  nehmen  oder  ihnen  den
Durchgang  versperren.

Eine  tatsächliche  Pille  ist  nach  dem  aktuellen  Stand  der  Forschung
unwahrscheinlich, weil Testosteron im Magen zu schnell abgebaut wird. Eine
vielversprechendere  Methode  wäre  zum  Beispiel  ein  Gel,  welches  die
Samenleiter  vorübergehend  verschließt.

Auch die wärmebasierte Verhütung hat sich bereits als effektiv erwiesen:
Beim Verhütungsring handelt es sich um einen einfachen Silikonring, mit
dem  die  Hoden  zurück  in  den  Körper  gedrückt  werden.  Durch  die
Körpertemperatur wird die Spermienproduktion außer Kraft gesetzt. Diese
Methode ist günstig, nebenwirkungsarm und umweltschonend.

In Frankreich kommt der Verhütungsring schon seit Jahren zur Anwendung,
wurde jedoch nie offiziell zugelassen. Dafür gibt es verschiedene Gründe:
Erstens ist der Ring technisch so einfach gehalten, dass die Industrie sich
nicht für ihn interessiert.  Zweitens gibt es noch große Forschungslücken
beim  Thema  Spermienproduktion:  Die  Andrologie,  der  medizinische
Fachbereich  für  Männergesundheit,  ist  bis  heute  ein  unterfinanziertes
Randgebiet.  Auch  im  Medizinstudium  wird  das  Thema  wärmebasierte
Verhütung  nicht  behandelt.

Damit  neue  Verhütungstechnologien  sich  durchsetzen  können,  bedarf  es
jedoch  einer  kompletten  Umstrukturierung  des  Gesundheitswesens:  Die
Ausbildung  unzähliger  Fachleute,  das  Errichten  von  Gesundheits-  und
Forschungszentren,  das  Durchführen  von  Langzeitstudien,  das  Drucken
neuer  Medizinlehrbücher,  die  Durchführung  von  Aufklärungskampagnen
samt  Plakaten,  Filmen  und  Werbeanzeigen.  Es  braucht  ein  über  Jahre
aufgebautes Netzwerk aus ärztlichen Praxen, Apotheken und Privatpersonen,
die  das Mittel  kennen,  bewerben und verschreiben,  sowie aufklären und
beraten.



Nur  wenige  Konzerne  hätten  genug  Kapital,  um  so  ein  Projekt
durchzuführen. Aber warum sollte ein Konzern im Privatbesitz auf gut Glück
in  irgendeine  unerforschte  Technologie  investieren,  wenn  das  bisherige
Modell  blendend  funktioniert  und  so  viel  Gewinn  abwirft?  Warum neue
Vertriebswege aufmachen, wenn das gesellschaftliche Einverständnis für die
bestehenden Produkte seit Jahrzehnten gegeben ist?

Kein Luxus, sondern Grundbedürfnis
Verhütung  ist  nicht  nur  eine  körperliche,  sondern  auch  eine  finanzielle
Belastung. Eine Pillenpackung für 3 Monate kostet zwischen 20 und 60€,
eine Kupferspirale ca. 200€. Den Anspruch auf die finanzielle Übernahme
durch die  gesetzliche  Krankenkasse  haben nur  Menschen unter  22,  und
selbst  dann  kann  es  im  Einzelfall  schwierig  sein,  den  Anspruch
durchzusetzen.

Bei Hartz-4-Empfänger_Innen sind ca.  15€ pro Monat für die Gesundheit
vorgesehen und damit auch für die Verhütung. Es können zwar Anträge für
die  Kostenübernahme  von  Pille  oder  Spirale  gestellt  werden,  ein
grundsätzliches  Recht  darauf  gibt  es  aber  nicht.

Aufgrund  dieser  prekären  Situation  werden  von  einzelnen  Städten
Finanzierungsprogramme  organisiert,  z.B.  durch  Pro  Familia.  Doch  von
diesem  Angebot  wissen  nur  die  wenigsten.  Das  führt  dazu,  dass  die
Geldsummen ungenutzt liegen bleiben.

Für Jugendliche ohne finanzielle Mittel bleiben meist Hormone die einzige
Option. Denn Kondome können nicht von der Krankenkasse übernommen
werden,  weil  sie  nicht  rezeptpflichtig  sind.  Und  viele  Frauenärzt_Innen
weigern sich, jungen Menschen eine Kupferspirale einzusetzen.

Wie drastisch die Lage ist, stellte eine Studie im Auftrag der Bundeszentrale
für gesundheitliche Aufklärung fest: ein Drittel der Studienteilnehmer_Innen
verhüten aus finanziellen Gründen gar nicht. Weil mit der Inflation der Preis
für die Verhütungsmittel angestiegen ist, hat sich die Lage weiter verschärft.
Als  Folge  ist  die  Zahl  der  ungewollten  Schwangerschaften  bei



Sozialleistungsbezieher_Innen dreimal so hoch wie bei Nichtbezieher_Innen.

All diese Zahlen zeigen, dass Verhütung eine Klassenfrage ist und dass die
Barrieren für die Kostenübernahme viel zu hoch sind.

Forderungen

Eine befreite Gesellschaft kann es nicht ohne befreite Sexualität geben. Kein
Konzern  darf  seine  Profite  über  unsere  reproduktive  Gesundheit  stellen.
Dafür stellen wir folgende Forderungen auf:

Die Reformierung des Sexualkundeunterrichts, Information über alle
Verhütungs-  und  Abtreibungsmethoden,  auch  über  unbekannte
Optionen  wie  die  Spirale  Danach.
Keine  Verschreibung  von  Verhütungsmitteln  ohne  ärztliche
Aufklärung  über  die  Nebenwirkungen.  Information  auch  darüber,
dass die Entzugsblutung optional ist. Schluss mit der Moralisierung
und Beschämung bei der Pille Danach.
Die vollständige finanzielle Übernahme für alle Verhütungsmittel und
Abtreibungen  durch  den  Staat,  unabhängig  von  Alter,
Aufenthaltsstatus, Versicherung oder ärztlicher Verschreibung.
Die Finanzierung von Langzeitstudien, um sichere Verhütungsmittel
zu  gewährleisten.  Die  Entwicklung  von  nebenwirkungsarmen
Verhütungsmitteln für alle Geschlechter, gemeinsam mit dem Ausbau
der Andrologie.
Den  Ausbau  von  Kinderbetreuung,  Elternzeit  und  sozialem
Wohnungsbau, damit bei der Familienplanung tatsächlich eine freie
Entscheidung gewährleistet ist.
Enteignung  der  Pharmakonzerne!  Der  Kampf  gegen  die
Frauenunterdrückung muss mit dem Kampf gegen den Kapitalismus
verknüpft werden. Dafür brauchen wir ein Gesundheitssystem unter
Arbeiter_Innenkontrolle,  welches  sich  an  unseren  Bedürfnissen
orientiert.



Intergeschlechtlichkeit:  Was
hinter dem I in LGBTIA steht
Von Erik Likedeeler, Mai 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Noch vor dem Beginn eines Lebens stellen sich viele werdende Eltern die
Frage:  „Junge  oder  Mädchen?“  Es  werden  Erwartungen  gestellt  an  das
Verhalten, das Aussehen und die Rolle des zukünftigen Kindes. Aber was,
wenn der Körper des Kindes diesen Erwartungen nicht entspricht?

Als intergeschlechtlich werden Körper verstanden, die von außenstehenden
Personen weder als männlich noch als weiblich identifiziert werden können.
Intergeschlechtlichkeit zeigt sich zum Beispiel durch verschiedene Varianten
der X-  und Y-Chromosomen, durch im Körper liegende Hoden bei  einem
weiblich  gelesenen  Äußeren  oder  durch  Geschlechtsteile,  die  als  große
Klitoris und als kleiner Penis interpretiert werden könnten.

In  einer  binärgeschlechtlich  denkenden  Welt  ist  die  Situation
intergeschlechtlicher  Menschen  von  Diskriminierung,  medizinischer
Missachtung und bürokratischen Hindernissen geprägt. Die Tabuisierung des
Themas unter dem Motto „Sag‘ es niemand anderem!“ übt starken Druck auf
inter Personen aus.

In diesem Artikel soll es darum gehen, wie intergeschlechtliche Personen in
Deutschland von Geburt an diskriminiert und misshandelt werden, und wie
dagegen  vorgegangen  werden  kann.  Außerdem soll  auf  das  dialektische
Verhältnis  zwischen  dem  „sozialen“  und  dem  „biologischen“  Geschlecht
eingegangen  werden.  Hauptquellen  sind  „The  state’s  hands  in  our
underpants“  von  Theresa  Anna  Richarz  und  der  Parallelbericht  zum  5.
Staatenabkommen der BRD zum Übereinkommen gegen Folter.
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Was  passiert  bei  Operationen  an
intergeschlechtlichen  Kindern?
In  Deutschland  sind  95%  der  intergeschlechtlichen  Menschen  von
medizinischen Eingriffen nach der Geburt betroffen. Seit den 1950er Jahren
sind  kosmetische  Operationen  an  inter  Säuglingen  und  Kleinkindern
medizinisch  institutionalisiert.  Bestandteil  der  Operationen  ist  die
Entfernung  der  hormonproduzierenden  Keimdrüsen  (Gonadektomie).
Dadurch kommt es zu psychischen und körperlichen Folgeerkrankungen. Es
werden  lebenslange  Hormonersatztherapien  und  Folgeoperationen
erforderlich  und  die  Person  wird  dauerhaft  unfruchtbar.

Außerdem erfolgt eine Beschneidung der äußeren Geschlechtsorgane, die
mit  dem  Verlust  der  erotischen  Empfindsamkeit  einhergeht.  Für  die
Zwangszuweisung  zu  einem  Standardgeschlecht  messen  Ärzt_Innen  die
Größe der Genitalien, um zu bestimmen, welche Rolle diese am ehesten beim
traditionellen  heterosexuellen  Geschlechtsverkehr  einnehmen  könnten.  In
85-90% der  Fälle  wird  der  Körper  feminisiert.  Ein  Grund  dafür  ist  die
chirurgische Machbarkeit. Ein weiterer ist die sexistische Annahme, Frauen
könnten eher ohne erfüllende Sexualität leben als Männer.

Während bei maskulinisierenden Operationen Größe und Funktion des Penis
im Mittelpunkt stehen, geht es bei feminisierenden Operationen darum, den
Körper  auf  Geschlechtsverkehr  vorzubereiten.  Es  wird  eine  Neo-Vagina
angelegt,  welche  regelmäßig  durch  das  Einführen  harter  Gegenstände
gedehnt werden muss, bis sie als penetrierbar gilt. Ohne das Einverständnis
der betroffenen Person stellt das eine Misshandlung dar – die in vielen Fällen
routinemäßig von den eigenen Eltern durchgeführt wird.

Ungefährliche Varianten der Geschlechtsentwicklung werden zu Störungen
erklärt, die Angleichung an die Norm als Heilung dargestellt. Dahinter steckt
der  Gedanke,  dass  Menschen  die  Zweigeschlechtlichkeit  am  ehesten
akzeptieren würden, wenn sie nie etwas von ihrer Intergeschlechtlichkeit
erfahren. Laut einer in Hamburg durchgeführten Studie haben 50% der inter
Personen,  bei  denen  in  der  Kindheit  irreversible  operative  Eingriffe
vorgenommen  wurden,  Suizidgedanken.



Wie  werden  die  Operationen  rechtlich
ermöglicht?
Die  Einführung  der  Geschlechtsoption  „divers“  wurde  von  der  Hoffnung
begleitet, Akzeptanz für intergeschlechtliche Körper zu schaffen. Doch die
Aufmerksamkeit für das Thema hat nicht zum Ende der Operationen geführt.
Meist  werden  die  Eingriffe  ohne  medizinische  Indikation  verübt,  ohne
wirksame Einwilligung der Eltern und ohne Aufklärung über Risiken und
Folgebehandlungen. Ärzt_Innen erwähnen selten, dass ein erfülltes Leben
ohne Operation möglich ist.

In  Deutschland  ist  es  verboten,  in  die  Sterilisation  des  eigenen  Kindes
einzuwilligen, doch bei intergeschlechtlichen Kindern kommt dieses Gesetz
nicht  zur  Anwendung.  In vergleichbaren Fällen wäre die  stellvertretende
Einwilligung  in  derart  folgenschwere  Eingriffe  nur  bei  unmittelbar
lebenserhaltenden  Maßnahmen  zulässig.

Seit Jahren besteht die Forderung, ein Operationsverbot durchzusetzen. 2021
wurde ein Gesetz dafür geschaffen, doch dieses zeichnet sich durch massive
Lücken  aus  und  lädt  geradewegs  dazu  ein,  umgangen  zu  werden.  Mit
Verweis  auf  ein  angeblich  erhöhtes  Krebsrisiko  darf  weiterhin  operiert
werden, obwohl es keine Langzeitstudien gibt, die das beweisen.

Der Staat tut nichts,  um diese Folter zu verhindern, sondern macht sich
durch die Finanzierung mitverantwortlich. Gesetzliche Krankenkassen zahlen
normalerweise  nur  für  medizinisch  indizierte  Behandlungen,  nicht  für
ästhetische Operationen. Doch die Standardisierung der Genitalien wird als
dringend und medizinisch notwendig eingestuft.

Im Jahr 2000 wurde die Verjährungsfrist für Schadensersatzansprüche von
30 auf 3 Jahre gekürzt. Viele inter Menschen erfahren erst zu einem viel
späteren Zeitpunkt ihres Lebens von den Operationen. Auch hier zeigt sich
Sexismus, denn die Beeinträchtigungen infolge einer Kastration werden bei
weiblich  kategorisierten  Personen  als  weniger  gravierend  eingestuft.
Außerdem  ist  es  schwierig,  Ansprüche  geltend  zu  machen,  denn
Krankenakten  sind  oft  unvollständig,  „nicht  verfügbar“  oder  werden



geschwärzt.

Das alles steht in krassem Widerspruch zum bürgerlichen Bild des „binären
Geschlechts“.  Dieses  ist  der  ideologische  Hintergrund,  warum
Intergeschlechtlichkeit so unterdrückt wird. Doch welches Verständnis von
Geschlecht können wir dem entgegensetzen?

Wie kann ein marxistisches Verständnis von
Geschlecht aussehen?
Aus unserer Sicht besteht das Geschlecht aus drei Bestandteilen: Zunächst
der biologische Körper (engl.  sex),  der  einfach erstmal  existiert  und mit
Eigenschaften,  wie  schwanger  werden  zu  können,  unsere  Lebensrealität
prägt. Wie oben schon angemerkt, ist das biologische Geschlecht nicht binär
(XX- oder XY-Chromosom), sondern bipolar, also die Veranlagungen stehen
immer  irgendwo  zwischen  diesen  Kategorien.  Als  zweites  das  soziale
Geschlecht  (engl.  gender),  was  die  Rollenverteilung  ist,  in  die  uns  die
Gesel lschaft  drängt  und  in  die  wir  eingeordnet  werden.  Die
Geschlechterrollen  entwickeln  sich  auf  einer  gesellschaftlichen  Ebene,
überspitzen  biologische  Unterschiede  zwischen  den  Geschlechtern  und
naturalisieren eigentlich soziale Prägungen. Die Rollen stehen momentan vor
allem unter dem Vorzeichen des Patriarchats und als Individuum kann man
diese  Kategorie  nicht  einfach  auflösen.  Der  dritte  Aspekt  ist  die
Geschlechtsidentität, also das Bewusstsein über das Verhältnis zwischen dem
biologischen und sozialen  Geschlecht.  Wenn diese  übereinstimmen,  dann
spricht man von Cisidentiät, falls es abweicht, spricht man beispielsweise von
Trans-  oder  nichtbinärer  Identität.  Die  Geschlechtsidentität  ist  über  das
menschliche Leben fluide,  geprägt von vielen Einflüssen und letztendlich
weder  binär  noch  bipolar,  sondern  polypolar.  Alle  drei  Aspekte  wirken
aufeinander, stehen also in einem dialektischen Verhältnis zueinander und
bilden miteinander das Geschlecht.

In  diesem  Verständnis  von  Geschlecht  grenzen  wir  uns  von  jenen
queerfeministischen  Theorien  ab,  die  annehmen,  dass  Geschlecht
ausschließlich eine soziale Kategorie wäre, die durch Sprache und Handeln



performt  wird.  Dabei  wird  davon ausgegangen,  Geschlechtlichkeit  würde
nichts  mit  anatomischen Begebenheiten  zu  tun  haben.  Der  Körper  wäre
lediglich  Ausdruck  einer  wiederholten  Inszenierung,  die  vollständig
dekonstruiert  werden  könnte.  Diese  Praxis  bietet  keine  politische
Perspektive, denn individuelle Verhaltensänderung durch Sichtbarmachung,
Bildung  und  Aufklärung  greifen  den  Kapitalismus  als  Ursache  der
patriarchalen  Unterdrückung  nicht  an.

Im Kontrast  dazu bauen radikalfeministische Ansätze das  Geschlecht  vor
allem auf körperliche Faktoren auf. Aus dieser Essentialisierung leiten sie die
patriarchale Unterdrückung als naturgegeben ab – auch daraus ergibt sich
keine  politische  Perspektive.  Die  Einordnung  von  Frauen  als  eigene
ökonomische  Klasse  offenbart  ein  fehlgeleitetes  Verständnis  von
Materialismus.

Soziale Ungleichheit ist nicht auf die Verschiedenheit der Körper, sondern
auf die materielle Grundlage der Gesellschaftsorganisation zurückzuführen.
Geschlecht  ist  als  Dimension  von  Ungerechtigkeit  eingelagert  in
kapitalistische  Produktionsformen.  Nachhaltige  Veränderung  des
Bewusstseins kann demnach nur im Klassenkampf gegen den Kapitalismus
erreicht werden.

Wie zeigt sich das dialektische Verhältnis im
Alltag?
Die Frage, ob Eigenschaften biologisch erklärbar sind, ist schwierig, denn
wir können unsere Sozialisation nicht einfach wegdenken. Wie tief diese in
den  Körper  eingeschrieben  ist,  lässt  sich  exemplarisch  an  der  Stimme
erkennen. Häufig wird davon ausgegangen, dass Männer mit einer niedrigen
und Frauen mit einer hohen Grundfrequenz sprechen. In Wahrheit gibt es
einen  großen  Frequenzbereich,  der  unabhängig  vom Geschlecht  genutzt
wird. Einerseits wird der Klang der Stimme von physiologischen Merkmalen
wie  der  Größe  des  Kehlkopfes  bestimmt.  Andererseits  spielen  auch
verhaltensbedingte  Faktoren  eine  Rolle.

In Medien wird Geschlecht durch Intonation und Stimme überzeichnet. In



Studien wurden Kinder gebeten, Wörter zunächst normal auszusprechen und
dann so jungen/mädchenhaft wie möglich. Bei einer normalen Sprechweise
gab  es  keine  Unterschiede,  diese  traten  erst  bei  der  Nachahmung  auf.
Ungefähr ab einem Alter von 7 Jahren lernen Kinder dann unbewusst, ihre
Stimme an ihr zugewiesenes Geschlecht anzupassen.

Dabei  spielen  dynamische  soziale  Faktoren  eine  Rolle:  Eine  sogenannte
Knarrstimme, die mit Härte und Robustheit assoziiert wird, gilt allgemein als
männliche  Tendenz,  wird  jedoch  auch  von  aufsteigenden,  berufstätigen
Frauen  verwendet.  Insgesamt  ist  die  Grundfrequenz  von  Frauen  in  den
westlichen Gesellschaften den letzten Jahrzehnten gesunken.

Soziale  Vorstellungen  sind  mächtig  und  prägen  die  Erinnerungsleistung:
Visuelles Wissen über das Geschlecht des_der Sprechenden spielt bei der
Sprachverarbeitung eine Rolle und beeinflusst,  wie wir die Stimme eines
Menschen in Erinnerung behalten. Wie man an diesem Beispiel sieht, ist die
Trennung zwischen biologischem und sozialem Geschlecht nicht so einfach,
und sowieso ist eine strikte Trennung zwischen Biologie und Sozialem immer
verkürzend. Es zeigt auch, dass eine Binarität von biologischem Geschlecht
nicht  gegeben  ist  und  wir  uns  dabei  auf  einem  Spektrum  befinden.
Intergeschlechtlichkeit ist Ausdruck dessen.

Wir wollen für eine Gesellschaft eintreten, in der alle Menschen ungeachtet
ihres Geschlechts gleichberechtigt und gefahrenfrei leben können. Deshalb
fordern wir:

Das  Verbot  medizinisch  nicht  notwendiger,  kosmetischer
Genitaloperationen  an  Kindern.  Geschlechtsangleichende
Behandlungen  nur  mit  Zustimmung  der  betroffenen  Person,
kostenfrei  und  ohne  unnötigen  bürokratischen  Akt!

Doch  formalrechtliche  Verbote  zu  erringen,  bringt  wenig,  wenn  die
praktische  Wirksamkeit  ausbleibt.  Nur  echte  Akzeptanz  von
Intergeschlechtlichkeit kann dafür sorgen, dass das Operationsverbot kein
symbolisches bleibt. Deshalb fordern wir zusätzlich:



Sicherstellung  von  aufklärungsbasierter  Einwilligung,  Information
auch  über  N ich tbehand lung .  Für  se lbs tbes t immte
Geschlechtsidentität, Sexualität, Fortpflanzung und Elternschaft für
inter Personen!
Sensibilisierung  und  Fortbildung  von  Mediziner_Innen,
Sicherstellung  des  Bewusstseins  darüber,  welche  physischen,
psychischen  und  sozialen  Schäden  nicht-indizierte  kosmetische
Operationen  und  Drüsenentfernungen  zu  Folge  haben  können.
Zugleich auch Ausbau und Finanzierung von Beratungsangeboten für
Eltern  und  Antidiskriminierungsstellen  für  Betroffene,  unter
Besteuerung  der  Reichen!
Aufarbeitung und Entschädigung vergangener Diskriminierung und
Folter.  Sicherstellung  des  Zugangs  zur  eigenen  Krankenakte,
Aufhebung  der  Verjährungsfristen.
Gegen die Pflicht, das eigene Geschlecht in offiziellen Dokumenten
anzugeben. Für den Ausbau von geschlechtsneutralen Toiletten und
Umkleiden im öffentlichen Raum.
Der Kampf für die Rechte von inter Personen muss Hand in Hand mit
dem der Arbeiter_Innen gehen. Es braucht aber gleichzeitig auch den
Kampf  gegen  jegliche  LGBTIA-Feindlichkeit  innerhalb  der
Arbeiter_Innenbewegung und das Recht auf Caucusse für Betroffene!
Menschen  sind  keine  Sexobjekte!  Kampf  der  bürgerlichen
Sexualmoral,  samt  Binarität  und  Geschlechterrollen!  Für  die
Vergesellschaftung  der  Hausarbeit!

Schüler_Innen und Lehrer_Innen
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zusammen: Gemeinsamer Streik
für kleinere Klassen!
April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Besser lernen in kleinen Klassen
Seit  über  einem  Jahr  kämpfen  die  Berliner  Lehrer_Innen  der
Lehrer_Innengewerkschaft  „Erziehung  und  Wissenschaft“  (kurz  GEW)  in
bisher 11 Warnstreiktagen dafür, dass kleinere Klassen in einem Tarifvertrag
festgeschrieben werden (Tarifvertrag Gesundheit: kurz TV-G). Noch immer
gibt  es  nicht  einmal  ein  Gesprächsangebot  seitens  des  grünen  Berliner
Finanzsenators  Daniel  Wesener.  Dabei  heißt  eine  Verkleinerung  der
Klassengrößen für Lehrkräfte: weniger Stress und Arbeitsbelastung. Für uns
heißt  das:  besser  Lernen,  mehr  Zeit  und  weniger  genervte  Burn-Out-
Mathelehrer. In kleineren Klassen erleben wir weniger Konkurrenzdruck und
bekommen mehr Übungszeit,  mehr Ruhe und mehr Aufmerksamkeit.  Wer
kennt nicht diese krasse Angst vor über 30 Leuten in der Klasse zu sprechen
und kann sich vorstellen, wie viel entspannter es sein könnte, wenn da nur
die Hälfte sitzt? Viele von uns erinnern sich noch daran, wie angenehm es
während der Phase des Wechselunterrichts im Corona-Lockdown war, nur
mit der halben Lerngruppe unterrichtet zu werden.

Zuletzt hat die GEW Berlin deshalb 4000 Lehrer_Innen 2 Tage lang auf die
Straße  gebracht,  viele  Schulen  waren  dicht.  Schüler_Innen,  die  bei  uns
organisiert  sind,  haben  diese  Gelegenheit  genutzt.  Wir  sind  auf  die
Streikversammlungen  gegangen  und  haben  mit  den  streikenden
Lehrer_Innen  über  die  Perspektive  ihres  Tarifkampfes  und  wie  wir
gemeinsam kämpfen können, diskutiert. Wir haben dazu auch eine Rede auf
der Streikdemonstration gehalten. Einige von uns haben auch ein kleines
Solidaritätsflugblatt geschrieben und es den Lehrer_Innen ins Fach gelegt.
An einer Schule haben wir auf einer Sitzung der Schüler_Innenvertretung
eine gemeinsame Erklärung verabschiedet, dass der Lehrer_Innenstreik von
uns Schüler_Innen unterstützt wird. Es gibt also viele Wege, wie wir uns
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solidarisch zeigen können.

Es geht um mehr!
Bald  stehen  in  Berlin  die  Abiturprüfungen  an  und  diese  drohen  die
Streikbewegung massiv zu schwächen, denn viele streikende Lehrer_Innen
halten dem moralischen Druck nicht stand, „ihre Schülis im Stich zu lassen“.
Umso  wichtiger  ist  es,  dass  wir  ihnen  zeigen:  Macht  weiter!  Die  paar
ausgefallenen Stunden sind Nichts im Vergleich zu dieser katastrophalen
Situation,  die  von  den  Politiker_Innen  „Unterricht“  genannt  wird  und
Prüfungen lassen sich auch immer verschieben. Es geht hier um mehr als um
einen  Tarifvertrag.  In  ganz  Deutschland  herrscht  ein  riesengroßer
Personalmangel  an  den  Schulen.  Bis  2030  sind  über  100.000
Lehrer_Innenstellen unbesetzt. Nun stellt sich die Frage, wer diesen Mangel
ausgleichen muss. Ist es der Staat, der endlich mal Geld für Bildung statt für
Rüstung in die Hand nimmt und mehr Lehramtsstudiumsplätze schafft, den
NC dafür abschafft und die Arbeitsbedingungen an den Schulen verbessert?
Oder sind es wir und die Lehrer_Innen, die im Falle der Lehrer_Innen mehr
belastet werden und in unserem Fall eine schlechtere (und ungerechtere)
Bildung erhalten? Die KMK (die Konferenz der Bildungsminister_Innen aller
16  Bundesländer)  fordert  zur  Bekämpfung  des  Lehrer_Innenmangels  die
Klassen zu vergrößern, das wöchentliche Stundendeputat der Lehrer_Innen
zu erhöhen, pensionierte Lehrer_Innen aus dem Ruhestand zurückzuhalten
und  mehr  Online-Unterricht  einzuführen,  damit  eine  Lehrkraft  mehrere
Klassen gleichzeitig unterrichten kann.  In Sachsen-Anhalt  wurden bereits
Teile davon umgesetzt. Hier müssen die Lehrer_Innen 1 Unterrichtsstunde
mehr unterrichten und der Freitag findet bereits  online statt.  Auch wird
diskutiert, ein paar „unwichtige“ Fächer wie Kunst, Musik, Sport, Politik,
Geschichte oder Ethik einfach wegzusparen.

Wie in jedem Tarifkampf geht es also darum, ob sich die Interessen des
Kapitals oder der Beschäftigten durchsetzen. Der Widerspruch zwischen den
Klasseninteressen wird dabei umso größer, je mehr sich die globale Krise
verschärft. Angesichts des Krieges und der Wirtschaftskrise holt das Kapital
also  überall  auf  der  Welt  zum  Angriff  gegen  uns  Jugendliche  und



Lohnabhängige aus. Erst kamen die unzureichenden Einmalzahlungen statt
Lohnerhöhungen  in  der  Metall-  und  Elektroindustrie,  dann  Lauterbachs
miese  Krankenhausreform  im  Gesundheitssektor,  dann  wird  über  die
Einschränkung des Streikrechts diskutiert und nun kommt die KMK und will,
dass Lehrer_Innen und Schüler_Innen die jahrzehntelange Unterfinanzierung
des Bildungssystems ausbaden. Es geht bei dem Kampf um den TV-G also
zum einen darum, unsere Lernbedingungen ganz konkret zu verbessern, zum
anderen aber auch darum, sich der schrittweisen Angriffswelle des Kapitals
auf das Bildungs-, Sozial- und Gesundheitswesen zu widersetzen.

Vom Warnstreik  zum Erzwingungsstreik  zur
bundesweiten Streikwelle!
Bisher hat der Berliner Finanzsenator die Forderungen der GEW einfach
ignoriert. Auch wenn die Gewerkschaft die Anzahl der Warnstreiktage nun
auf 2 hintereinander folgende Tage erhöht hat,  wird das noch nicht den
nötigen  Druck  erzeugen,  den  es  braucht,  um  einen  Tarifvertrag  zu
erkämpfen. Es gibt nur einen Weg zum Erfolg und das ist ein unbefristeter
Erzwingungsstreik, so wie es die junge GEW Berlin fordert. Das ist ein Streik,
der nicht nur auf einen Tag angelegt ist, sondern so lange dauert, bis das Ziel
erreicht  ist.  Diese  Forderung  muss  in  die  Streikversammlungen
hineingetragen werden,  sodass die Gewerkschaftsführung gar nicht  mehr
anders  kann,  als  eine  Urabstimmung  über  den  Erzwingungsstreik
einzuleiten. Gleichzeitig muss die GEW, die nicht nur Lehrer_Innen, sondern
auch  Erzieher_Innen  organisiert,  auch  die  Kitabeschäftigten  und
Sozialarbeiter_Innen zum Streik aufrufen. In ihren Einrichtungen sieht der
Betreuungsschlüssel oft noch katastrophaler als in den Schulen aus und sie
bekommen sogar noch viel weniger Geld für ihre harte Arbeit. Gemeinsam
wird der Druck auf den Berliner Senat unerträglich hoch werden, wenn nicht
nur die Schulen, sondern auch Kitas und Jugendclubs dicht sind. Ebenso
streikt gerade nicht nur die GEW, sondern es finden auch die Streiks im
Öffentlichen Dienst (TV-ÖD) statt. Die Basis der Streikbewegungen muss für
gemeinsame Streiktage eintreten.

Doch auch außerhalb Berlins sieht die Situation ähnlich oder sogar noch



schlimmer  aus.  Der  Kampf  für  kleinere  Klassen  muss  deshalb  über  die
Berliner  Stadtgrenzen  hinausgetragen  werden.  Außerdem  kann  der
Arbeitgeber_Innenverband  der  Lehrer_Innen  (die  „Tarifgemeinschaft  der
Länder“) dann auch nicht mehr damit drohen, Berlin rauszuschmeißen, wenn
auch in  anderen Bundesländern gestreikt  wird.  In  Hamburg und Baden-
Württemberg  haben  wir  bereits  erste  Initiativen  für  Tarifverträge  für
kleinere Klassen angestoßen.  Wenn es  im September zur  Tarifrunde der
Länder (TV-L) kommt, gilt es, die Forderungen nach kleinen Klassen und
einem tarifvertraglich geregelten Betreuungs- und Pflegeschlüssel mit in den
Tarifvertrag aufzunehmen. Fragt eure Lehrer_Innen, ob sie in der GEW sind,
ob sie schon etwas von den 11 Streiks für kleinere Klassen in Berlin gehört
haben und ob sie  diese Idee nicht  auch mal  in  ihren GEW-Kreis  oder  -
bezirksverband tragen wollen.  Diskutiert  mit  euren Mitschüler_Innen und
tragt die Forderung nach kleineren Klassen in eure Schulen!

Rätedemokratie – was ist das?
Von Stephie Murcatto

Die  Klimagerechtigkeitsorganisation  „Letzte  Generation“  fordert
„Gesellschaftsräte“,  die  aus  gelosten  Vertreter_Innen  aus  allen
Bevölkerungsschichten  bestehen  und  der  Bundesregierung  Empfehlungen
aussprechen soll. Die Räte hätten dann aber keine gesellschaftliche Macht.
Wir  wollen  hier  unser  Verständnis  was  Rätedemokratie  ist  und  wie  das
funktioniert,  als  wesentlich  demokratischere  Alternative  zur
parlamentarischen  Demokratie,  wieder  auflegen.  Die  Rolle  der
Rätedemokratie  wäre  dann  auch  nicht  nur  Maßnahmen  gegen  den
Klimawandel auszuarbeiten, sondern die Räte würden beschließendes und
ausführendes  Organ  zugleich  sein.  Dazu  kommt  auch  noch,  dass  ein
Rätesystem nicht nur aus zufällig gewählten Durchschnitten der Gesellschaft
bestehen würde,  sondern  tatsächlich  aus  der  ganzen Gesellschaft,  damit
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diese dann auch als Gesamtes Entscheidungen treffen kann.

Wie ist eine Rätedemokratie aufgebaut?
Rätesysteme  sind  ein  Stufenhaft  aufgebautes  System,  in  dem  die
Repräsentant_Innen  direkt  an  die  Wähler_Innen  gebunden  sind  und  als
koordinierendes  und  ausführendes  Organ  dienen,  also  Entscheidungen
treffen  und  diese  durchsetzen.  Dabei  ist  wichtig,  dass  gewählte
Repräsentant_Innen also immer rechenschaftspflichtig und jederzeit  wähl-
und wieder  abwählbar  gegenüber  ihrer  Basis  sind.  Es  gibt  verschiedene
Ebenen: In einzelnen Betrieben und Fabriken, in Branchen, auf Regional- und
Stadtebene, auf Landesebene und Internationale Räte, die alle auf einander
aufbauen.

Das heißt jetzt konkret, dass sich zum Beispiel eine Fabrik einen Rat gewählt
hat,  der  die  Interessen  der  Arbeiter_Innen  dieser  Fabrik  vertritt.  Die
Mitglieder dieses Rates kommen aus der Arbeiter_Innenschaft dieser Fabrik
und sind zuständig dafür zu sorgen, das alles innerhalb der Fabrik gut läuft.
Wenn  die  Arbeitsbedingungen  sich  verschlechtern  können  sie  z.B.  auch
Streiks  organisieren,  um  sie  wieder  zu  verbessern,  sollten  sie  die
Arbeitsbedingungen  nicht  eh  kontrollieren.

Dann gibt es die nächste Stufe der Räte, die Stadt- und Regionalräte. Das
wäre dann ein Rat, der aus Repräsentant_Innen all der verschiedenen Räte,
die  es  innerhalb  einer  Stadt  oder  Region  gibt  zusammengesetzt  werden
würde.  Also  aus  Repräsentant_Innen  der  Fabriken,  der  Büros,  der
Krankenhäuser, der Schulen, der Unis,… und allen anderen Räten innerhalb
einer Stadt. Dieser Rat kann dann z.B. Stadtweise Entscheidungen mit den
verschiedenen  Räten  organisieren  und  umsetzen  wie  die  Reparatur  von
Straßen  mit  einem  Rat  von  Bauarbeiter_Innen  oder  die  Reparatur  von
Stromnetzen mit Elektroniker_Innen. Außerdem organisieren sie auch die
Arbeiter_Innenmilizen, die dem Schutz der neuen Ordnung dienen, also die
kapitalistischen  Konterrevolutionsversuche  abwehren,  aber  auch  die
Menschen schützen, z.B. vor sexistischen, rassistischen oder faschistischen
Übergriffen. Im Gegensatz zur bürgerlichen Polizei werden auch sie gewählt,
sind  rechenschaftspflichtig  und  rekrutieren  sich  jeweils  aus  der



Stadtbevölkerung. Besonders während der Revolution kommt natürlich auch
das  Organisieren  stadtweiter  Streiks  zum  umsetzen  von  politischen
Forderungen, die dem Interesse der Arbeiter_Innenklasse dienen, dazu. Auf
dem Land passiert das gleiche mit Regionalräten, die einige Dörfer bzw.
Kleinstädte umfassen.

Eine Stufe nach oben gibt es landesweite Räte, wo Repräsentant_Innen, von
jeder  Stadt  und  jedem  Regionalrat  repräsentiert  sind  und  somit
Repräsentant_Innen  von  der  gesamten  Arbeiter_Innenschaft  landesweit.
Dieser Rat organisiert dann Entscheidungen auf einer landesweiten Ebene,
wie zum Beispiel  den Ausbau von öffentlichem Personenverkehr mit  den
verschieden Räten dieser Gebiete oder auch logistische Angelegenheiten, wie
die Verteilung von den produzierten Gütern mit den Räten der Bahn. Zudem
bestimmt er,  was eigentlich produziert  werden soll,  durch demokratische
Bestimmung mit allen Räten und über Umfragen in der Bevölkerung, was
eigentlich gebraucht wird. Zusätzlich organisieren sich Arbeiter_Innen einer
bestimmten Berufsgruppe in einem landesweiten Rat, der mitentscheidet und
diese Entscheidung umsetzt. Das ist Sinnvoll, aus dem Grund dass diese Räte
die Expert_Innen in den jeweiligen Themengebieten sind.

Aber es gibt auch noch die nicht weniger relevante Internationale Stufe, wo
Repräsentant_Innen  der  Arbeiter_Innenklasse  von  jedem  Land
zusammenkommen,  um  auf  internationaler  Ebene  Entscheidungen  zu
koordinieren.  Ihre  Hauptaufgabe  besteht  darin,  bei  allen  nationalen
Eigenheiten,  immer  noch  das  Gesamtinteresse  des  internationalen
Proletariats  zu  vertreten.  Sie  kümmern  sich  z.B.  um den  Transport  von
Produkten auf einer internationalen Ebene, damit alle Fabriken das haben,
was  sie  brauchen  zum  Produzieren.  Außerdem  verwalten  sie  auch
international  die  Umsetzung  der  demokratischen  Planwirtschaft,  damit
international alles verfügbar ist was gebraucht wird und es keine Unter- oder
Überproduktion  gibt.  Außerdem  müssen  sie  das  Ziel  der  Weltrevolution
immer im Fokus behalten, um den Rest der Klassengesellschaft abzuschaffen.

Bei all diesen Punkten ist es wichtig in Erinnerung zu behalten, dass die
Repräsentant_Innen direkt aus der Arbeiter_Innenschaft kommen und deren
einzige  Aufgabe  darin  besteht,  zu  verwalten,  zu  organisieren  und



umzusetzen,  was demokratisch bestimmt wird.  Dabei  verdienen sie  nicht
mehr  als  den  durchschnittlichen  Arbeiter_Innenlohn  und  sind  jederzeit
wählbar und abwählbar, sodass die Repräsentant_Innen die Interessen der
Arbeiter_Innenklasse vertreten müssen und die vollständige Demokratie in
diesem System erst entstehen kann.

Wie entstehen Räte und wie kommen sie an
die macht?
Historisch gibt es verschiedene Beispiele von Räten als Parallelstruktur zum
bürgerlichen Staat und davon, dass die Räte zur Regierungsform geworden
sind. Zum Beispiel die Pariser Kommune, die Münchner Räterepublik oder
die ungarische Räterepublik. Das nennenswerteste Beispiel sind jedoch die
Sowjets  (russisch  für  Rat)  zur  Zeit  der  Oktoberrevolution  1917  im
ehemaligem Zarenreich, wo es überall im Land (aber hauptsächlich in den
Städten)  Sowjets  gab,  die  parallel  zur  Zarenherrschaft  mit  dem
Scheinparlament  Duma und nach  dessen  Sturz  parallel  zur  bürgerlichen
provisorischen  Regierung  von  Kerenski  existiert  haben.  Aber  zu  diesem
Zeitpunkt konnten sie noch keine richtige Macht ausüben.

Die Bolschewistische Partei hatte die Perspektive, die Sowjets an die Macht
zu bringen, die ihren Kampf mit der Parole „Alle Macht den Sowjets“ führte
und auch durch eine  Revolution gemeinsam mit  den Räten diese  Parole
konkret umsetzen konnte. Aber die Bolschewiki wollten nicht nur die Sowjets
an die Macht bringen, sondern nutzen die Sowjets auch, um sich selbst an die
Macht zu bringen, also quasi als Revolutionsorgan und als Möglichkeit ihre
Perspektiven und Meinungen in  die  Arbeiter_Innenklasse zu bringen.  Als
dann unter  Führung der  Arbeiter_Innenklasse  mit  der  Bäuer_Innenklasse
zusammen die  sozialistische Revolution in  Russland ausbrach,  wurde die
Parole  zur  Tatsache  und  die  Sowjets  wurden  zum Herrschaftsorgan  der
Arbeiter_Innenklasse und es gründete sich die Sowjetunion.

Das  ist  natürlich  alles  schön  und  gut  aber  heute  haben  wir  solche
Parallelstrukturen zum bürgerlichen Staat  leider nicht.  Die gehören aber
aufgebaut! Dies kann meistens innerhalb von starken Bewegungen innerhalb



der Arbeiter_Innenklasse passieren, wie zum Beispiel in der Klimabewegung.
Bei Streiks können mit Streikposten und -komitees eine Grundlage für Räte
gebildet  werden.  Damals  in  Russland  entstanden  die  Sowjets  zwischen
1905-1907  in  der  ersten  russischen  Revolution,  die  auch  eine  starke
Arbeiter_Innenbewegung und große Massenstreiks beinhaltete, jedoch nicht
zur  Machtübernahme durch die  Sowjets  schritt.  Die  Bildung dieser  Räte
geschah auch da nicht von alleine, sondern musste unterstützt werden. Das
ist, was wir als Revolutionär_Innen heute machen müssen. Wir müssen die
Bildung  von  Parallelstrukturen  zur  bürgerlichen  Regierung  aktiv
unterstützen,  damit  eine  sozialistische  Revolution  überhaupt  irgendeine
Chance  hat.

Jugend  und
Queerunterdrückung  – Wie AfD
und  Co.  den  Diskurs
vereinnahmen
von Lia Malinovski, Mai 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Queerfeindlichkeit  ist  ein  bekanntes  Problem  in  allen  Bereichen  der
Gesellschaft: Ob am Arbeitsplatz, in der Familie oder in der Schule, queere
Jugendliche erleben überall  Diskriminierung und Unterdrückung aufgrund
ihrer Sexualität oder der Geschlechtsidentität. In der Schule zeigt sich das
besonders daran, dass trans- und homofeindliche „Witze“ zum Alltag gehören
und  es  in  der  Regel  keine  Strukturen  zur  Aufarbeitung  von
Queerfeindlichkeit gibt. Aber es ist auch strukturell verankert: Obwohl es
rechtlich möglich wäre, wird eine Namensänderung maximal im Unterricht
geduldet, auf Zeugnissen, Klassenlisten und so weiter wird es aber nicht
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gemacht. Das heißt, trans Jugendliche sind gezwungen, auf jedem offiziellen
Dokument in der Schule ihren Deadname (=veralteter, „toter“ Name, der
nicht  mehr  verwendet  wird)  anzugeben oder  zu  lesen.  Auch die  viel  zu
großen Klassen sorgen für stärkeren Druck und Stress beim „outen“ oder
beim Tragen  von  bspw.  femininer  Kleidung,  wenn man transfeminin  ist.
Daraus resultiert, dass viele sich gar nicht erst trauen, sich so zu zeigen, wie
sie sind. Die psychischen und sozialen Folgen sind katastrophal. Deswegen
wollen  wir  uns  mit  den  lautesten  Treiber_Innen  der  Queerfeindlichkeit
auseinandersetzen: Der politischen Rechten.

Transunterdrückung und die politische Rechte
Denn  obwohl  die  Lage  an  den  Schulen  katastrophal  ist,  wie  oben
beschrieben, veranstalten AfD und Co eine Hetze gegen die vermeintlich
progressive  Politik  an  den  Schulen:  Sie  finden  es  falsch,  dass  im
Sexualunterricht – wenn überhaupt – Homosexualität thematisiert wird. Sie
argumentieren mit dem Kinderschutz, solche Themen würden „Jugendliche
verwirren“ oder seien „ideologische Instrumentalisierung“. Ihr Wahlspruch
„Deutschland – aber normal!“ verdeutlicht, worum es ihnen geht: Sie wollen
alles,  was  nicht  cis  und  hetero  ist  als  „unnormal“  oder  „komisch“
verunglimpfen und ein Deutschland ohne queere Personen aufbauen. Dabei
versuchen  sie  mittels  des  „Schutzes  der  Kinder“  den  Diskurs  zu
emotionalisieren  und  ein  Kampffeld  heraufzubeschwören,  mit  dem  sie
polarisieren können. Denn diese Polarisierung ist feste Strategie der AfD und
anderer rechter Parteien und Organisationen.

Wen sprechen sie damit an?
Dabei propagieren sie ein binäres und angeblich naturgegebenes Rollenbild
vom „starken Mann“ und der „Hausfrau“.  Diese Binarität wird von trans
Personen  durch  ihre  reine  Existenz  infrage  gestellt.  Denn  ein
„Geschlechtswechsel“,  wie es oft  genannt wird, widerspricht einer klaren
Binärität und nimmt den Rollenbildern das „natürliche“.  Sie sprechen mit
diesem Thema besonders Männer an, die um ihre Stellung in der Gesellschaft
fürchten,  oder  Radikalfeminist_Innen,  die  auf  die  Hetze von Medien und



rechten Parteien aufspringen und so die Binärität als ideologische Grundlage
kapitalistischer Frauenunterdrückung aufrechterhalten. Die Grundlage der
Frauenunterdrückung ist die Pflicht zur sogenannten Hausarbeit und dies ist
im  Kapitalismus  unumgänglich,  denn  der  Staat  und  die  Kapitalist_Innen
wollen möglichst wenig dafür zahlen, weshalb es Privatsache sein soll. Mit
dem Beginn der Klassengesellschaften hat sich diese Aufteilung der Arbeit in
die  „Hausfrau“  und  den  „arbeitenden  Mann“  entwickelt,  die  mit  der
Propagierung der Binärität und der biologischen Unterschiede ideologisch
begründet wurde. Von dieser Aufteilung profitieren vor allem Männer, die in
ihrer gesellschaftlichen Stellung über Frauen stehen. So erklärt sich auch,
wieso viele Männer, die um ihre Stellung fürchten, sich antifeministischer
und transfeindlicher Ideologie annähern.

Radikalfeminist_Innen werden vor allem durch eine Instrumentalisierung von
Frauenunterdrückung angesprochen. Denn wie sie, zeichnen auch AfD und
Co  ein  Bild  von  trans  Personen,  vor  allem  trans  Frauen,  das  sie  als
„Vergewaltiger“  und  „Männer  in  Kleidern“  darstellt.  So  wird  der  Kampf
gegen  Sexismus  von  den  Ursachen  (in  letzter  Konsequenz  das
Privateigentum an Produktionsmitteln) weggelenkt und zu einem kulturellen
Kampf  umgewandelt.  Dieses  Bild  wird  oft  in  Filmen  und  Serien,  in
Berichterstattungen  und  durch  Ideologien  wie  dem  Radikalfeminismus
gezeichnet.  Es  spricht  trans  Personen  direkt  ihre  Existenz  ab.

Die Frage, warum die Rechten die Transfeindlichkeit momentan so in den
Vordergrund  stellen,  ist  schwierig  eindeutig  zu  beantworten.  Aber
wahrscheinlich ist, dass sie damit polarisieren wollen und sich als Alternative
zum „Mainstream“ präsentieren wollen. Eine Strategie, die wir schon aus
dem  „Flüchtlingsdiskurs“  kennen,  und  mit  der  die  AfD  bislang  sehr
erfolgreich war. Zudem können sie so den Kampf gegen Unterdrückung und
Krisen zu einem ideologischen Kampf gegen andere unterdrückte Gruppen
umwandeln.

Rollback in den USA
In  Tennessee  und  West-Virginia  (USA)  wurden  kürzlich  erst  Gesetze
verabschiedet, die trans Personen in ihrer Existenz kriminalisieren und somit



zwingen,  wieder  gemäß  ihrem  biologischen  Geschlecht  erscheinen  zu
müssen. Konkret kriminalisiert das Gesetz eigentlich „Crossdressen“ (Bspw.
Als  Mann  weibliche  Kleidung  tragen)  in  der  Anwesenheit  von
Minderjährigen,  wobei  dabei  die  Geschlechtsidentität  von  außen
angenommen werden muss.  In der Praxis würde es eben bedeuten, dass
Personen,  die  bspw.  männlich  gelesen  werden,  aber  ein  feminines
Erscheinungsbild haben, nicht mehr in die Nähe von Minderjährigen dürfen,
sich also quasi nicht aus dem Haus bewegen können.

Es ist einer der härtesten Rollbacks, die trans Personen in den letzten Jahren
erleben  mussten.  Dazu  kommen  in  vielen  weiteren  Staaten  der  USA
Diskussionen  oder  sogar  schon  geplante  Gesetze,  die  medizinische
Maßnahmen  zur  Geschlechtsangleichung  für  Kinder  und  Jugendliche
verbieten wollen. Dabei kann man Parallelen zu den Argumentationen der
rechten  Kräfte  in  Deutschland  sehen:  In  beiden  Fällen  wird  mit  dem
Kinderschutz argumentiert, in beiden Fällen bedeutet es Bevormundung von
Jugendlichen.  Außerdem  festigen  sie  bestehende  Rollenbilder  und  die
Binärität, denn ab wann von „Crossdressing“ gesprochen werden kann, liegt
im betrachtenden Auge. Wer weiß, vielleicht sind in Zukunft lange Haare bei
Männern wieder verpönt bis kriminell? Eine Vermutung, die das Ausmaß
aber beschreibt, denn rechtlich könnte es funktionieren.

Was können wir jetzt tun…

…an der Schule?
Der Kampf für Verbesserungen muss verschiedene Ebenen umfassen. An der
Schule  liegt  dabei  der  Fokus  auf  Strukturen  zur  Aufarbeitung  und
Bekämpfung  von  Queerfeindlichkeit  und  queerfeindlicher  Gewalt,  sowie
Erleichterung von Coming-Outs und der einfachen Änderung von Namen auf
Zeugnissen,  offiziellen  Dokumenten  und  in  der  Klasse.  Dabei  können
folgende  Forderungen  einen  Weg  in  die  richtige  Richtung  weisen:

Gegen  falsche  Bilder  von  Trans-  und  queeren  Identitäten  helfen
Aufklärung und Behandlung des Themas im Unterricht, gestaltet von



Organisationen, die sich mit Trans(-feindlichkeit) beschäftigen, wie
bspw. Das Magnus Hirschfeld Zentrum in Hamburg!
Gegen Stress und Druck beim Coming-Out helfen kleinere Klassen!
Für die Möglichkeit, sich frei zu entfalten und das, ohne Angst haben
zu müssen, dafür diskriminiert zu werden!
Für  die  Möglichkeit,  den  Namen  und  Geschlechtseintrag  in  der
Schule einfach und unbürokratisch zu ändern!
Für  Antidiskriminierungsstellen,  an  die  sich  Betroffene  wenden
können,  kontrolliert  von  Betroffenen!  Für  organisierte
Selbstverteidigung  gegen  rechte  Übergriffe  und  queerfeindliche
Gewalt!
Für Schüler_Innenausschüsse, die den persönlichen Kampf auf eine
politische  Ebene  führen!  Statt  Vereinzelung  braucht  es  den
gemeinsamen  Kampf,  denn  es  sind  strukturelle  Probleme,  die
individuelles  Verhalten  beeinflussen  und  in  Teilen  darauf
zurückzuführen  sind!

…in der Arbeiter_Innenbewegung?
Auch  in  der  Arbeiter_Innenbewegung  ist  Queerfeindlichkeit  ein  großes
Problem. Es braucht  das Recht  auf  Caucusse,  damit  sich Betroffene von
Diskriminierung zusammentun können und gemeinsam die Probleme in der
Gewerkschaft und in der Arbeiter_Innenbewegung anzugehen! Sie müssen
die Möglichkeit haben, bei politischen Entscheidungen eine Empfehlung zu
geben,  Probleme  anzuprangern  und  reaktionäre  Verhaltensweisen  von
Gewerkschaftsmitgliedern  offenzulegen!  Passiert  das,  braucht  es  eine
unabhängige  Untersuchungsstelle,  die  die  Vorwürfe  untersucht  und  der
Gewerkschaft eine Handlungsempfehlung gibt!

…auf staatlicher Ebene?
Das  Thema  staatliche  Queerunterdrückung  ist  in  diesem  Artikel  nicht
thematisiert  worden,  da das  in  einem anderen Artikel  passiert.  Dennoch
wollen wir hier ein paar Forderungen einfließen lassen, die notwendig sind
und im Kampf auch gegen Rechts notwendig sind:



Für  die  Bildung  von  Selbstverteidigungsstrukturen  in  allen
Lebensbereichen,  um  sich  gegen  rechte  Angrif fe  und
Queerfeindlichkeit  zu  wehren!
Für  unkomplizierte  und  unbürokratische  Namens-  und
Personenstandsänderung!  Für  das  Recht  au f  echte
Selbstbestimmung.  Für  den  freien  und  kostenlosen  Zugang  zu
geschlechtsangleichenden Maßnahmen, wie Hormonbehandlung oder
Operationen, sofern das gewollt ist! Gegen den Zwang, medizinische
Maßnahmen zu machen!

Wie  queere  Identitäten  immer
noch  durch  den  Staat
unterdrückt werden
Mai 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Wirft man einen Blick in die meisten Kindergärten, so stellt man schnell fest,
dass die Existenzen von trans Personen, Geschlechtern jenseits des binären
Systems und nicht-heterosexuelle Beziehungen keinen Platz finden. Seien es
Spielzeug, Bücher oder Gruppenaktivitäten: Diversität sucht man darin meist
vergeblich.

Auch in der Grundschule im Sachkundeunterricht wird meist gelehrt, dass es
lediglich Frau und Mann gebe und im Gymnasium wird im Biologieunterricht
alles auf die Spitze getrieben. Oft wird die Klasse zur „Aufklärung“ in zwei
geteilt  –  Menschen die  sich  keinem der  binären  Geschlechter  zuordnen,
werden außer Acht gelassen und auch der Biologieunterricht an sich ist zu
vielen Teilen immer noch cis- und heteronormativ. 
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Und das nicht ohne Grund!

Woher kommt Queerunterdrückung?
Besonders  im  Kindes-  und  Jugendalter  soll  das  Ideal  der  bürgerlichen
Kleinfamilie gefestigt werden, denn Kapitalist_Innen profitieren finanziell von
unbezahlter Haus- und Sorgearbeit, die Frauen als natürlich zugeschrieben
wird. Durch die Auslagerung der Reproduktion der Arbeitskraft ins Private
kann  diese  überhaupt  erst  tagtäglich  für  die  Ausbeutung  durch  die
Kapitalist_Innen  zur  Verfügung  stehen.

Innerhalb der bürgerlichen Kleinfamilie sollen Frauen im Stillen Arbeitskraft
reproduzieren – unbezahlt und in den eigenen vier Wänden. Dazu zählen alle
Arbeiten, die nötig sind, damit Arbeiter_Innen am nächsten Tag wieder zur
Arbeit  gehen  können.  Beziehungsmodelle,  welche  weder  monogam  noch
heterosexuell sind und Identitäten jenseits des cis-binären Spektrums stellen
das Ideal der bürgerlichen Kleinfamilie in Frage, da sie das Konzept „Vater,
Mutter, Kind“ unterlaufen und somit nicht mehr klar ist, wer welche Rolle in
der Familie einnimmt.

Es  ist  somit  auch  kein  Zufall,  dass  der  bürgerliche  Staat  nicht  nur  im
Bildungssektor,  sondern  auch  im Gesundheitssektor  und  am Arbeitsplatz
queere Personen benachteiligt und unterdrückt.

Geschlechtsangleichende Operationen werden immer noch nicht vollständig
finanziert  und  sind  nicht  ohne  bürokratischen  Aufwand  möglich,  für
Jugendliche  nicht  einmal  ohne  Zustimmung  der  Erziehungsberechtigten!

Queerfeindliche Gewalt
Immer  wieder  führt  diese  durch  den  bürgerlichen  Staat  forcierte
Unterdrückung zu queerfeindlichen Übergriffen und Gewalttaten. Und wenn
dies  nicht  bereits  durch  die  Organe  des  bürgerlichen  Staates  selbst
geschieht,  sondern  durch  Faschist_Innen  und  andere  queerfeindliche
reaktionäre Gruppen, wird dies meist weggesehen, denn diese Taten werden
in den meisten Teilen Deutschlands nicht einmal dokumentiert. Berlin ist das



einzige Bundesland, das ein Monitoring zu queerfeindlicher Gewalt erstellt.
Im Jahr 2021 wurde mit 456 gemeldeten Fällen – davon 23 %  teils schwere
körperliche Gewalt – der höchste Wert seit Aufnahme der themenspezifischen
Erfassung dokumentiert. Das sind knapp 100 Fälle mehr als im Vorjahr und
dabei muss bedacht werden, dass bei weitem nicht alle gemeldet werden.

Im Rahmen einer Umfrage der EU im Jahr 2020, an der ca. 2.750 trans
Personen aus Deutschland teilgenommen haben, gaben 66 % der Befragten
an, in mehr als acht Lebensbereichen in den letzten 12 Monaten aufgrund
ihres Trans-Seins diskriminiert worden zu sein. 90% von Ihnen haben den
letzten Vorfall nicht gemeldet.

Aber gibt es nicht auch Fortschritte?
Es zeigt sich also, dass queere Personen in allen Lebensbereichen durch den
bürgerlichen Staat unterdrückt werden. Doch dieser ist besonders in den
letzten Jahren immer mehr bemüht, Illusionen zu schaffen, queere Befreiung
sei innerhalb des Kapitalismus zu lösen.

So  bestehen  die  gleichgeschlechtliche  zivile  Ehe  und  die  mögliche
Eintragung  von  „inter“  und  „divers“  im  Geburtenregister  seit  2017  und
jüngst wurde durch die Ampelregierung, die sich Progressivität auf die Fahne
schreibt, das reaktionäre „Transsexuellengesetz“ (TSG) abgeschafft, welches
durch ein neues Selbstbestimmungsgesetz ersetzt werden soll. Dieses soll
trans, inter und nicht-binären Personen künftig die Möglichkeit geben, ihren
Geschlechtseintrag sowie ihren Vornamen im Personenstandsregister durch
eine Erklärung beim Standesamt ändern zu lassen.

Dies alles sind zwar durchaus positive Entwicklungen, wir müssen uns dabei
aber klar machen, dass diese Fortschritte immer mit Vorsicht zu genießen
sind. Der bürgerliche Staat möchte mit solchen Maßnahmen Bewegungen
den Wind aus den Segeln nehmen und so etwas wie den CSD zu einer mehr
oder weniger staatstragenden Party verkommen lassen.

Für  uns  als  Revolutionär_Innen  ist  klar,  dass  wir  uns  nicht  auf  den
bürgerlichen  Staat  verlassen  dürfen,  wenn  wir  die  Unterdrückung  von



queeren Personen ernsthaft bekämpfen wollen. Denn im Kapitalismus steht
er im Dienste der herrschenden Klasse, deren Profit auf die Unterdrückung
von Frauen, queeren und migrantisierten Menschen angewiesen ist. Deshalb
muss dieser Kampf zwangsläufig auch ein Kampf gegen den Kapitalismus
sein. Hierfür schlagen wir folgende Forderungen vor:

Inklusive  Bildung  und  Mitspracherecht  der  Schüler_Innen  über
Inhalte der Lehrpläne!
 Für  das  Recht  auf  medizinische  Geschlechtsangleichung  an  die
soziale Geschlechtsidentität –             kostenfrei und ohne unnötigen
bürokratischen Akt!
 Antisexistische  Komitees  in  Schulen,  Unis  &  Betrieben  sowie
Selbstverte id igungskomitees  in  Verbindung  mit  der
Arbeiter_Innenbewegung!
Intersex vollständig legalisieren! Medizinische, kosmetische Eingriffe
z.B. zur                   Geschlechtsangleichung nur mit Zustimmung der
betroffenen Person.
Kampf gegen die transphobe Hetze der Rechten und selbsternannten
Radikalfeminist_Innen!
Gegen die Pflicht das eigene Geschlecht in offiziellen Dokumenten
anzugeben! Für den Ausbau an Unisex-Orten im öffentlichen Raum,
wie Toiletten oder Umkleiden!


